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Rund 400 Kurse vor allem für Kinder von Migranten 

Sprache als Schlüsselqualifikation 

Können die Kohlesubventionen 
absehbar auf Null gefahren werden? 
Trotz enormer Anpassungsieistungen bleibe für die SPD die Steinkohle eine verlässli- 
che Konstante im Energie-Mix, auf die aus wirtschaftlichen und energiepolitischen 
Gründen nicht verzichtet werden könne. Die Subventionen für die Steinkohle würden 
deutlich reduziert. Aber sie dürften aus energie; struktur- und sozialpolitischen Grün- 
den nur in verantwortbarem Maße und mit AugenmaB reduziert werden. Das erklärt der 
SPD-Abgeordnete Werner Bischoff. Der CDU-Abgeordnete Christian Weisbrich be- 
tont, scheiterten die Gespräche mit der EU, werde es schon bald keinen Steinkohien- 
bergbau in Deutschland mehr geben. Wenn sie in begrenztem Rahmen erfolgreich 
seien, dann werde zwischen EU, Bund und Ländern die Frage zu klären sein, wer wel- 
che Lasten auf Dauer zu tragen habe. Der FDP-Abgeordnete Dr. Gerhard Papke be- 
kräftigt, es gebe keinen ernsthaften wirtschaftlichen Grund für die Fortsetzung der 
Steinkohlenförderung in Deutschland, Darum sollten die Subventionen 2005 auslaufen. 
Jahr für Jahr werde fast die Häifte des NRW-Wirtschaftshaushalts für Steinkohlensub- 
ventionen aufgewendet. Der GRUNE-Abgeordnete Reiner Prlggen unterstreicht, man 
halte eine dauerhafte Subventionierung der Steinkohle für falsch. Der sozial verträgli- 
che Anpassungsprozess müsse nach 2005 weitergehen und dann /n absehbarer Zeit zu 
einem Ende der Subventionen für den Bergbau führen. Die dauerhafte Subventionie- 
rung der Kohleforderung in NRW würde weder C)I noch Gas substituieren. (Seite 2) 

Die Beherrschung der deutschen Sprache gerichtet werden sollen. sagte die Ministerin, 
sei die entscheidende Schiüsseloualifikation. es handele sich um einen wichtiaen Schritt 

Kinderrechte 
SPD und GRÜNE wollen die Verfassung um 
Kinderrechte erweitern. Neben Zustimmung 
gab es dazu im Plenum auch Einwände. 

(Seite 4) 

Bundesbank 
~~~d~~~ hat sich einstimmig dafür aus- 

gesprochen, dass das föderale system der 
~ ~ ~ d ~ ~ b ~ ~ k  erhalten bleibt, (Seite 6) 

Abitur 
Viel Zustimmung bei Experten hat der 
dungsgang Abitur in zwölf Jahren gefunden, 

(Seite 7) 

schienennefz 
Um die Verantwortung des Bundes für das 
Schienennetz der Bahn ging es im Ver- 
kehrsausschuss. (Seite 9) 

Daher hätten die ~oalitionsfraktionen verein- auf dem Weg, allen Kindern einen erfolgrei- 
bart, dass mit dem Ende des ersten Schuljah- chen Schulslart zu ermöglichen. Die Mittel 
res möglichst alle Kinder die deutsche Spra- seien kurz nach Einrichtung dieser Kurse 
che als Arbeitssprache beherrschen sollten. schon nahezu komplett gebucht. 

Darauf verwies Schulministerin Gabriele 
Behler (SPD) in ihrer Antwort auf eine 
Mündliche Anfrage des FDP-Abgeordneten 
Ralf Witzel, der darauf hingewiesen hatte, 
es sei eine große Verunsicherung bei Schü- 
lern. Eltern und Lehrern in der fortdauern- 
den Diskussion über verpflichtende Sprach- 
kurse aufgetreten. 
Frau Behler betonte, man habe sich ein ehr- 
geiziges Ziel gesetzt. Um dieses Ziel zu er- 
reichen. müsse man so früh wie möglich mit 
der Förderung auch der deutschen Sprach- 
kenntnisse für Migrantenkinder beginnen. 
Sie teilte mit, 81 Prozent der Migrantenkln- 
der in NRW besuchten Kindergärten. Auch 
hier werde erhebliche Integrationsarbeit ge- 
leistet. 
Zu denen im Nachtraashaushalt von der 
Landesregierung berengestellten 1,4 Mil- 
lionen Mark, mit denen rund 400 Sprach- 

Sachverstand 
Zu fachpolitischen Themen und Gesetzes- 
änderungen hören acht Ausschüsse in den 
nächsten Monaten Sachverständigen an. 

(Seite 10) 

Aufbau Ost 
Die Sachverständigenkommission zum Auf- 
bau Ost. im Februar 2000 vom Landtag be- 
rufen, hat ihren Abschlussbericht vorgelegt. 

(Seite 12) 

kurse für Kinder vor der Einschulung ein- Vor der Hacke ist's duster Zeichnung: Klaus Pielert (WAZ) 
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Bergbau braucht gesicherte Auskünfte über seine Zukunft 
Von Von Von Von 

Werner Bischoff Christian Weisbrich Dr. Gerhard Papke Reiner Priggen 

Deutsche Steinkohle wird unter Die betriebswirtschaftliche Antwort ES gibt keinen ernsthaften wirtschaft- Mit dem Kohlekompromiss von 1997 
schwierigen geologischen Bedin- hat der ehemalige SPD-Minister und lichen Grund für die Fortsetzung der ist von der CDU/CSU/FDP-Bundes- 
gungen gefördert. Deshalb werden heutige RAG-Chef Starzacher im Steinkohlenförderung in Deutsch- regierung mit Unterstiitzung von SPD 
ihre Entstehungskosten immer hö- Oktober vorigen Jahres öffentlich land. Darum sollten die Subventio- und GRÜNEN "ereinbart worden. die 
her sein als die von lmportkohle und eindeutig gegeben: .Würden nen 2005 auslaufen. In jedem Jahr Kohlesubventionenvonrund 9Milliar- 

keine öffentlichen Beihilfen mehr fließen Milliardenbeträge in die Stein- 
aus überseeischen Tagebauen in könnte die RAG als Unter. kohle: 2000 waren es mehr als acht 

denMark ie Jahr bis 2005 auf jährlich 
Nordamerika, Australien, Südafri- nehmen diesen ~ ~ ~ f ~ l l  erSet. ~ i l l i ~ ~ d ~ ~  ~ ~ ~ k ,  ~~h~ für ~~h~ wird rund 5 Milliarden Mark abzubauen. 
ka, Venezuela oder Indonesien. Zen. Dann wäre der Steinkohlen- fast die ~ ä l f t e  des nordrhein-westfä. Da" wird es in NRW noch rund 
Wer die Kohlesubventionen auf bergbau in Deutschland am Ende." lischen Wirtschaftshaushalts für 30 000 Beschäftigte in der Steinkohle 
Null fahren will, der fordert das En- Bei einem Weltmarktpreis für Stein- Steinkohlensubventionen aufgewen- geben. Niemand, der sozialpolitisch 
de des heimischen steinkohlen- kohle von rund 80 DMlt und deut- det. Das ist volkswirtschaftlicher Un- verantwortlich handelt, will und kann 
bergbaus und den Verzicht auf die, schen Förderkosten von rund 280 sinn. Die RAG selbst orientiert sich diese Arbeitnehmer im Jahre 2005 
neben der Braunkohle, einzige DMIt ist dem nichts hinzuzufügen. längst auf neue Märkte und impor- auf ei„n Schlag entlassen wollen, 

Die politische Antwort ist komplexer: tiert in diesem Jahr mehr Steinkohle 
nennenswerte heimische Energie- 9g7 hat der heutige Mi- als in Deutschland geförden wird, Deswegen muss es einen weiteren. 
reserve. Verbunden damit ist der nisterpräsident Clement - im Das Geld, dac an ein- durch Subventionen unterstützten 
Verzicht auf deutsche Bergbau- Kampf um die Kohlevereinbarung - gespart wird, muss zeitlich befristet Abbau der Beschäftigtenzahlen in der 
technik, die inzwischen ein weit- der Regierung Kohl in flammender als Anpassungshilfe in den Bergbau- Steinkohle nach diesem Termin ge- 
weiter Exportschlager ist. Die Hal- Rede eine stufenweise abgesenkte regionen investiert werden. Investitio- ben. Entscheidend für die Jahre nach 
tung der s p ~  ist eindeutig: ~ i t  uns Förderung von 30 Mio. Tonnen im nen in die Bildung und natürlich in 2005 ist, ob es tatsächlich zu einem 
gibt es keinen Ausstieg aus der Jahr 2005 als nicht ausreichend be- die Verkehrsinfrastruktur gehören auf Dauer subventionierten nationa- 

Steinkohle. zeichnet für einen dauerhaft Je- dazu. Ebenso werden mehr Minel für len Energiesockel kommt. Die SPD 
benS- und leistungsfähigen Berg- 

b , " W ~ ~ , " Q r ~ n d ~ ~ ' e ; l " q ; ~ ;  fordert ihn für rund lO Prozent des FaM ist allerdings, dass der deut- 

sehe Steinkohlenbergbau sich Jetzt. da die politische Verantwor- Unternehmen benötigt. nationalen Primärenergieverbrauchs. 
weiterhin in einer schwierigen An- tung im ~~~d gewechselt hat, teilt ~i~ deutsche steinkohle ist wegen die CDU sogar für 15 ProZent 
passungsphase befindet. Die För- der gleiche Ministerpräsident Cle- ihrer ungünstigen geologischen Be- Wir GRÜNEN halten eine dauerhafte 
derkosten sind in den letzten ment dem Landtag und der stau- dingungen seit vielen Jahren im Subventionierung der Steinkohle für 

SPD: Auf heimische Steinkohle CDU: Kein Bergbau FDP: Steinkohlenbergbau GRÜNE: In absehbarer Zeit 
kann nicht verzichtet werden ohne Subventionen 2005beenden ein E n d e  d e r  Subvent ionen 

sechs Jahren schon um I 5  Pro- nenden Öffentlichkeit eher beiläufig Energiemarkt nicht wettbewerbsfä- falsch. Der sozial verträgliche Anpas- 
Zent gesunken. Ende 2000 werden mit. dass die nationale Steinkohlen- hig. Die Probleme des deutschen sungsprozess muss nach 2005 
die K~~~~~ um 20 proZent redu. förderung bis 2005 auf 26 Mio. Ton- Steinkohlenbergbaus beruhen letzt- weitergehen und dann in absehbarer 
ziert sein, und in 2005 wird aller nenreduziert werden soll und da- Iich auf dem immensen Preisabstand zeit zu einem ~~d~ der subventio. 
Voraussicht nach eine Senkung 

nach auf maximal 20 Mio. Tonnen. zwischen der Importkohle - ein- 
D. h. von den 85 000 Arbeitsplätzen schließlich der Transponkosten - nen lÜr den Bergbau führen' 

um 30 Prozent erreicht sein. Der des ~~h~~~ 1997 werden im B ~ ~ ~ -  und der ~ ~ l ~ ~ d ~ k ~ h l ~ .  ~~i dem heut,. Das Ziel, die hohe Abhängigkeit von 
Bergbau wird nur in der Lage Sein, bau weniger als 30000 das Jahr gen Preis von rund 88 gegenüber Importen bei Erdöl und Gas zu redu- 
dieses Ziel zu erreichen. wenn ihm 2005 überdauern. Verbunden damit 280 Mark pro Tonne können also für zieren. deckt sich mit dem grünen 
der notwendige Zeitraum für die ist ein Ruckgang der Subventionen eine Tonne heimischer Steinkohle Ziel, Energie zu sparen. Die dauer- 
Anpassung gewährt wird. von jährlich 10 Mrd. Mark auf 5.3 drei bis vier Tonnen lmportkohle be- hafte~ubventionierung der K ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ -  
Der SteinkOhlenbergbau wird in Mrd. Mark im Jahr 2005 und danach schafft werden. derung in NRW würde aber weder öl 
2005 die mit dem Kohlekompro- auf 4 Mrd. Mark oder weniger Jede Die Zahl der Beschäftigten im Stein- 

gestrichene Subventionsmilliarde kohlenbergbau ist ständig und Gas substituieren 
miss von 1997 vereinbarte Redu- bedeutet den Verlust von weiteren schneller zurückgegangen als die preiswerter und mit höheren Be- 
zierung der Förderleistung nicht 6000 bis 7000 ~ ~ b ~ i t ~ ~ l ä t ~ ~ ~  oder ~ ~ ~ i ~ k ~ h l ~ ~ ~ ~ b ~ ~ ~ ~ i ~ ~ ~ ~ ,  ~~~h etwa schäftigungseffekten verbunden wä- 
nur erreicht haben. sondern deut- zwei Zechen im Ruhrgebiet. 66500 ~ ~ ~ ~ h ä f t i ~ t ~ ~  am jahresen- re es aber, statt 4 Milliarden Mark je 
lich unterschreiten. Statt der ver- Wenn Land und Bund vor dem Hin- de 1999 rechnet man mit einem Be- Jahr in heimische Kohleförderung zu 
einbarten 30 Millionen Tonnen För- tergrund der dramatisch sinkenden schäftigungsstand von unter 50000 stecken, diese 4 Milliarden Mark in 
derung werden 2005 nur noch 26 Zahl der Bergbaube~häftigten in diesem Jahr. Im Jahr 2005 Sollen die energetische Sanierung der alten 
Millionen Tonnen gefbr- überhaupt noch einen Kohle-Sockel es nur noch 36 000 Beschäftigte Gebäudebestände, in die breite An. 

dert, Damit einher geht ein Arbeits- 
wollen, dann ist es kaum verständ- sein. Dabei handelt es sich um gut 
lich. warum mit der EU nicht längst ausgebildete Arbeitnehmer, die zur der in der 

platzabbau von 80000 in 1997 auf eine Anschlussregelung für den Hälfte zwischen 30 bis 39 Jahre alt Raumheizung, in neue Energieefli- 
36000 in 2005. Die Höhe der Sub- 2002 auslaufenden EGKS-Vertrag sind. zienztechnologien zu stecken. Damit 
ventionen wird bis 2005 von der- vereinbart wurde, wie es im Kohle- ~i~~~ gut ~ ~ ~ ~ l ~ ~ t ~  würden wir in erheblichem Umfang 
Zeit 10.4 Milliarden auf 5,5 Milliar- kompromiss von 1997 vorgesehen verdienen eine realistische Zukunfts- die Importe an öl und Gas reduzie- 
den Mark sinken. war. Bei einer Auslandsabhängigkeit perspektive statt der illusionären Ver- ren können und gleichzeitig einen 
Trotz dieser enormen Anpas- von bald 70 Prozent wären die natio- sprechungen von einem auch lang- Technologieschub entwickeln. 

nale Versorgungssicherheit Sowie fristig lebensfähigen deutschen 
sungsleistungen bleibt für uns die der künftiger Ge- Steinkohlenbergbau, Man muss ih- Angesichts der Tatsache. dass deut- 
Steinkohle eine verlässliche Kon- nerationen gute verhandlungsstich. nen helfen, in zukunftsträchtigen sche Unternehmen weltweit Stein- 

im Energiemix. auf die aus Worte. Scheitern die Gespräche mit Branchen Arbeit zu finden. Allein im kohlentagebaue kaufen, Kohle impor- 
wirtschaftlichen und energiepoliti- der EU. wird es schon bald keinen nordrhein-wesnä~ischen Handwerk tieren und damit einen richtigen Bei- 
schen Gründen nicht verzichtet Steinkohlenbergbau in Deutschland wächst die Facharbeiterlücke. Wa- trag zur Stärkung dieser Unterneh- 
werden kann. Die Subventionen für mehr geben. Sind Sie in begrenztem rum soll man diese Chance nicht nut- men leisten, angesichts der Tatsache, 
die steinkohle werden deutlich re- Rahmen erfolgreich, dann wird zwi- Zen, um freiwerdende Bergleute für das „ auf dem ein sehr 
duziert, Aber sie dürfen aus ener- schen EU. Bund und Ländern die das Handwerk umzuschulen und zu 

Frage zu klären sein. wer welche qualifizieren? Die gut ausgebildeten gie-B Struktur- und sozialpolitischen L~~~~~ auf D~~~~ trägt, steht bis Bergleute haben gute Aussichten auf bot an Kohle gibt. ist die Versor- 
Gründen nur in verantwortbarem jetzt nur ~~~~h~~ und andere J O ~ S ,  ~ l l ~ i ~  im N R W - H ~ ~ ~ .  gungssicherheit mit Kohle gegeben. 
Maße und mit Augenmaß reduziert Unternehmen brauchen so rasch werk fehlen derzeit I 5 000 Fachkräf- Eine dauerhafte Subventionierung ist 
werden. wie möglich Planungssicherheit. te. nicht notwendig. 
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Bernhard Recker (CDU) sagte, mehr als die 
Hälfte aller Schulen in NRW seien in einem 
maroden Zustand. Häufig werde nur noch 
die Schließung verhindert. Die Landesregie- 
rung kürze die Mittel der Kommunen, die vor 
unlösbaren Aufgaben stünden. Städte mel- 
deten Sanierungsbedarf von über 100 Milli- 
onen Mark an. Auf das Land umgerechnet, 
sei das ein Sanierungsstau von 13 Milliar- 
den Mark. 

Ursula Bolte (SPD) erinnerte daran, dass 
Schulen seit 26 Jahren in kommunaler Ver- 
antwortung seien. Wegen der hohen Prio- 
rität werde der Schulneubau im Rahmen 
der Gemeindefinanzen mit 100 Millionen 
Mark mehr dotiert. Für die zukünftige Finan- 
zierung seien intelligente Lösungen zu su- 
chen. 

Ralf Witze1 (FDP) sah Aktualität in der fi- 
nanzpolitischen Akrobatik seitens der SPD 
und als fatale Fehleinschätzungen das zu 
geringe Volumen der umgeschichteten 100 
Millionen, für Neubauten statt Sanierung be- 
stimmt, und Einschränkung des Handlungs- 
spielraums der Kommunen an. 

Ewald Groth (GRÜNE) räumte Sanierungs- 
stau ein, sah aber die Ursache bei den Kom- 
munen als Schulträger. Das zweckgebunde- 
ne Geld müsse gekürzt werden, damit diese 
die Gebäude unterhielten. 

Innenminlster Dr. Frltz Behrens (SPD) ver- 
mutete mehrere Milliarden Mark Finanzbe- 
darf für die Schulgebäuderenovierung. Die 
Leichtbauweise in den 70er-Jahren führe zu 
marodem Zustand heute. Auch sei der Er- 
haltungsaufwand, den er umsonst ange- 
mahnt habe, in der Politik immer zu kurz ge- 
kommen. Wer daran spare, spare an der fal- 
schen Stelle. Die Kommunalpolitiker seien 
schuld. nicht die Landesregierung. Viele 
Kommunen hätten trotz schwieriger Haus- 
haltslage das Notwendige getan. andere ih- 
nen Wichtigeres vorgezogen. Unseriös 
seien Forderungen ohne Deckung. Die Lan- 
desregierung habe eine Arbeitsgruppe ein- 
gesetzt und werde in Kürze Lösungsvor- 
Schläge präsentieren. 

Franz-Josef Brltz (CDU) wandte sich gegen 
immer neue Sondertöpfe für die Kommunen 
mit Zweckzuweisungen und erklärte. die 
Alteigentümer hätten ihre Schulgebäude 
zugunsten von Prestigeobjekten verkom- 
men lassen. Jetzt müssten die neuen CDU- 
Mehrheiten heilen. Bei Kosten für Asylbe- 
werber argumentiere das Land genau um- 
gekehrt als bei der Schulsanierung. Die 
CDU wolle ein Programm von einer Milliarde 
Mark über fünf Jahre, seriös aus Umschich- 
tungen finanziert. 

UrSUla Bolle (SPD), Ralf Witze1 (FDP). Ewald Grolh (GRUNE), Innenrninisfer Dr. Frilz Behrens (SPD). Folos: Schalle 

Aktuelle Stunde zur Sanierung von Schulbauten 

Alle Fraktionen klagen 

Landtag am 74. Februar über das von 
der CDU beantragte Thema ,,Marode 
Schulbauten sanieren, Kommunen bei 
dieser Aufgabe unterstützen': 

Manfred Degen (SPD) verurteilte die pau- 
schale Beleidigung aller Kommunen durch 
das Thema und zitierte aus dem Schulord- 
nungsgesetz, wo .,würdiger Schulraum" vor- 
geschrieben sei. In Solingen kürze die ab- 
solute CDU-Mehrheit den Schuletat. Die 
100 Millionen seien für Schulneubau. Um- 
bau und Erweiterungen gedacht. 

Dr. lngo Wolf (CDU) stellte fest. wo die SPD 
regiert habe. sehe es am schlimmsten aus. 
Ein neues Finanzsystem sei nötig ohne 
Töpfchenwirtschaft. Rückzug der Landes- 
regierung auf die Finanznot sei einfach. Bei 

über maroden Zustand 
Wünschen der SPD finde die Regierungs- 
macht schnell Gegenfinanzierungen. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE) äußerte den 
Verdacht, die CDU ziehe das Thema hoch. 
weil sie Versprechungen vor Ort nicht halten 
könne. Auch bei kommunalen Verwaltungs- 
gebäuden gebe es einen Antragsstau. Bis- 
herige Zusagen auf Unterstützung beim 
Neubauten verdienten Vertrauensschutz. 

Herbert Reul (CDU) erklärte, dass viele 
Schulen von der Gewerbeaufsicht ge- 
schlossen würden, gefährdet seien und kei- 
ne Lernatmosphäre hätten, sei unbestritten. 
Feuchte Wände, tropfende Decken. kaputte 
Möbel seien die Debatte über Abhilfe wert. 
Die 100 Millionen würden nur umgepackt. 
Die 55 Millionen zur Landtagswahl seien ei- 
ne Showaktion gewesen. Nach der Lehrer- 
Iüge solle jetzt nicht noch eine Schulbau- 
Iüge kommen. 

Sportpolitiker auf Talentsuche 
Den CDU-Antrag ..Landesprogramm Talentsuche/Talentförderung" (Drs. 13/690), in dem 
eine Bestandsaufnahme und Verstärkung gefordert wird, übeerwies der Landtag nach der 
Aussprache am 14. Februar an den Sportausschuss, ebenso eine SPD-IGRUNE-Ent- 
schließung (Drs. 13/753) mit zwölf Forderungen. 

Dr. Annemarie Schraps (CDU) erklärte, Ewald Groth (GRÜNE) stimmte zu und 
für das Landesprogramm Talentsuche sei ergänzte, es dürfe nicht nur um Spitzen- 
ein Lifting nötig, da der finanzielle Rahmen sport gehen. Sydney habe gezeigt. dass 
für ganzjährige Betreuung nicht ausreiche. NRW gut gefördert habe. In 2700 Sich- 
Es fehlten auch ein Anforderungsprofil für tungsgruppen würden 40 000 sportbe- 
Projekte und Erfolgskontrolle. gabte Mädchen und Jungen ständig be- 
Ralner schmelher (SPD) meinte die Ta- treut. Das sei Breitensport. Es solle nicht 
lentsichtungs- und nur auf Medaillen, sondern auch auf sozi- 

men in NRW könnten sich bundesweit ale Durchmischung geblickt werden. Elite- 

hen lassen, ES sei viel positives passiert. wie in der DDR die 

Vereinssport und Schulsport arbeiteten GRUNEN nicht. Teilinternate müssten 

gezielt zusammen. Die neue Sport-Stif- ausgebaut werden. 

tung könne zusätzlich Training und Be- spocminister Dr. 
treuung unterstützen. (GRUNE) befürwortete gemeinsames 
Ingfld Pieper-von Heiden (FDP) hielt ei- Vorgehen und sah die zentralen Forde- 
ne Uberprüfung der Talentsuche für nötig. rungen des CDU-Antrags bereits erfüllt. 
Hochleistungssport sei Fördersache des Der finanzielle Rahmen der Sportförde- 
Bundes. Das Land habe Aufgaben im Vor- rung werde ausgeweitet. Durch die 
feld. Sportmedizinische Untersuchungen Sportstiftung stünden in diesem Jahr 16 
sollten vor Ort möglich sein. An der Millionen Mark zur Verfügung. Das sei ein 
Schnittstelle zwischen D- und C-Kadern Meilenstein. Ein hochkarätiges Kurato- 
müsse es sowohl die Option Leistungs- rium sei gefunden. Er wolle den Markstein 
sport als auch Beruf geben. Erst nach ei- und nicht das Gemäkel. Das solle in einer 
ner Bestandsaufnahme solle die Talent- gemeinsamen Sportfraktion umgesetzt 
förderung optimiert werden. werden. 
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SPD und GRÜNE wollen die Landesverfassung um Kinderrechte ergänzen 

$9 Das ist Signal an die Gesellschaft" 
In erster Lesung hat der Landtag am 14. ie-  
bruar darüber beraten, ob Kinderrechte in 
die Landesverfassung aufgenommen wer- 
den sollen, wie dies ein gemeinsamer Ge- 
setzentwurf von SPD und GRÜNEN (Drs. 
731472) vorsieht. Während die Koalition in 
einer solchen Verfassungsergänzung eine 
.Signalwirkung"sieht, warnten die Liberalen 
vor .Verfassungsfolklore': Die CDU erklärte 
ihre grundsätzliche Zustimmung. 

Bernd Flessenkemper (SPD) meinte, es 
sei tägliche Erfahrung, .,dass Kinder in der 
Wertoldnung der - 
Gesellschaft als ei- 
genständige Per- 
sönlichkeiten und 
damit auch ihre 
Interessen nicht 
hinreichend Aner- 
kennung finden. 
Dabei geht es nicht 
nur um Gewalt ge- 
gen Kinder, son- 
dern auch um un- 
zureichende prakti- 
sche Entfaltungs- und Beteiligungsmög- 
lichkeiten." Darum wolle man die Chance 
nutzen, .durch eine klarstellende Regelung 
und Ergänzung im Rahmen der Landes- 
verfassung die Rechte der Kinder besser 
zur Geltung zu bringen". Ziel sei, die Ach- 
tung vor dem Kind in dem gesellschaft- 
lichen Bewusstsein stärker als bisher zu 
verankern. Wenn ein abrupter Wechsel im 
Alltag der Familien auch nicht zu erwarten 
sei, sokönne die Ergänzung auf Dauer zu 
einer Anderung der Einstellung bei allen 
Betroffenen führen. Aus Schweden wisse 
man, dass das Verbot jeglicher Körperstra- 
fen für Kinder vor 20 Jahren dort zu weni- 
ger Gewaltanwendung gegen Kinder ge- 
führt habe. Flessenkemper: Kinderrechte 
als grundsätzliche gesellschaftliche Wert- 
entscheidung verpflichteten Staat. Gesell- 
schaft und Eltern dazu, die Belange der 
Kinder in allen Lebensbereichen noch stär- 
ker zu berücksichtigen. 

Ute Koczy (GRÜNE) folgerte, der vorge- 
schlaaene Text von Artikel 5a unterstütze 

diejenigen, die sich 
als Lobby für Kin- 

: der verstünden. Ih- m 
I re Fraktion halte es 

für wichtig, die 
Interessen der 

tion der Kinder im Lande mehr Öffentlich- 
keit. Die Bestrebungen verband sie mit der 
Aufforderung an die Bundesregierung, ihre 
Vorbehalte gegenüber der UN-Kinder- 
rechtskonvention zunickzunehmen und 
Flüchtlingskinder von 16 bis 18 Jahren als 
Minderjährige zu behandeln, um ihnen die 
daraus resultierenden Rechte zuzugeste- 
hen. Eine entsprechende Bundesratsinitia- 
tive des Landes NRW werde darum von 
Seiten ihrer Fraktion vorgeschlagen. 

Antonlus Rüsenberg (CDU) erklärte die Zu- 
stimmuno seiner Fraktion zum Grund- 
anliegen: Kinder- 
rechten mehr Ge- 
wicht zu geben. Da 
man aber noch am 
Anfang einer sehr 
wichtigen landespo- 
litischen Diskussion 
stehe, sei dies noch 
kein endgültiges Ja, 
schränkte Rüsen- 
berg ein. Unter Hin- 
weis auf die Grund- 
oesetzvorschrifi 
Gom Recht auf Leben und der Zahl der Ab- 
treibung ungeborenen Lebens machte der 
Sprecher aufmerksam auf den Unterschied 
zwischen Verfassungsformuiierung und ge- 
sellschaftlicher Realitat. Mit oer Eraanzuna 
sei noch nicht die Arbeit getan, sTe fange 
dann erst an: .Das bedeutet zusätzliche po- 
litische Aufträge. Und wir haben Orientie- 
rungspunkte für unsere konkreten Entschei- 
dungen zu finden." Bei allem Bemühen um 
ein kinderfreundliches Land gebe es noch 
erhebliche Defizite zu beheben. 

Christian Lindner (FDP) erklärte Zustim- 
mung seiner Fraktion zur vorliegenden Ver- 

fassungsänderung. 
Aber die Initiative 
sei nicht so neu, wie 
ihre Autoren sug- 
gerierten. schon 
das Grundgesetz 
und das Sozialge- 
setzbuch enthielten 
solche Regelungen. 
Entscheidend sei 
die politische Wirk- 
lichkeit im Land und 
die Praxis der Lan- 

desregierung; da sehe er viele "Gesten, 
aber wenig Folgen". In diesem Sinn sei die 
Kinderpolitik der Landesregierung .Aus- 
druck einer gestenreichen Folgenlosigkeit". 
Man brauche keine ,Yerfassungsfolklore, 
sondern wir wollen einen Ruck". Die neue 
Vorschrift sei von der Landesregierung mit 
Leben zu erfüllen; wenn es der Ministerprä- 
sident Ernst meine. "haben Sie unsere volle 
Unterstützung'. 

Jugendministerin Birgit Fischer (SPD) ur- 
teilte: .Wir brauchen eine Kultur des Auf- 
wachsens, die die 
Rechte der Kinder 
optimal berücksich- 
tigt, und das ist in 
unserer Gesell- 
schaft noch lange 
keine Selbstver- 
ständlichkeit." Wenn 
auch die Landesre- 
gierung mit ihren 
Bemühungen im- 
merhin so viel er- 
reicht habe. dass 
die Bezeichnung von NRW als „kinder- 
freundliches Land' voll zutreffe, müsse man 
noch viel mehr tun, um in der Gesellschaft ei- 
ne erhöhte Sensibilität für die Belange junger 
Menschen zu erreichen. Die Verankerung in 
der Verfassung sei mehr als bloß ein forma- 

Das aktuelle Stichwort: 

Kinderrechte 
.,Jedes Kind hat ein Recht auf Entwick- 
lung und Entfaltung seiner Persönlich- 
keit, auf gewaltfreie Erziehung und den 
besonderen Schutz vor Gewalt, Ver- 
nachlässigung und Ausbeutung. Die 
staatliche Gemeinschaft schützt und 
fördert die Rechte des Kindes und trägt 
für kindgerechte Lebensbedingungen 
Sorge." 
Formulierungsvorschlag von SPD und 
GRUNEN für den einzufügenden Artikel 
5a in die Verfassung des Landes Nord- 
rhein- Westfalen. 

ler Akt. ,,Ich verspreche mir davon neue Im- 
pulse und mehr Verantwortungsbewusstsein 
für die Beachtung der Kinderrechte.' Kinder- 
rechte würden damit noch mehr zu einer 
Querschnittsaufgabe politischen Handelns. 
Mit der Verankerung werde auf keinen Fall 
der Stellenwert von Familie und El- 
ternrechten unterminiert. wie dies einige be- 
fürchteten. Wenn schon lebende Kinder kei- 
ne kindergerechten Lebenswelten vorfän- 
den, dann helfe es auch nicht, Ungeborene 
unter Schutz zu stellen. Die Ministerin 
wunschte n der Frage der Verfassungsände- 
runa einen offent chen uno offenen Diskurs 
undverlangte eine starke Lobby für Kinder. 

Dr. Hans-Ulrlch Klose (CDU) machte bei al- 
ler Wertschätzung für das Ziel, Schutz und 
Entwicklungsfreiheit des Kindes zu sichern, 
darauf aufmerksam. dass man ihm mit einer 
Ergänzung der Verfassung nicht wesentlich 
näher komme. Es sei entscheidend, die Ver- 
fassungswirklichkeit zu ändern. Im Ubrigen 
sollte man Verfassungen nur ändern, wenn 
es zwingend geboten sei. Es dürfe nicht da- 
zu kommen, dass in guter Absicht die Ver- 
fassung ergänzt werde, dann aber hinterher 
alles beim Alten bleibe. 

Renate Drewke (SPD) forderte. mit der Ge- 
wa tspirale gegen K~nder musse es ein En- 
de haben Andere Ausarenzunasmechanis- 
men wie Armut, ~e;nachlä&igung und 
mangelnde gesellschaftliche Teilhabe wirk- 
ten sicn negativ aus und hätten langfristige 
aeseilscnafiliche Folaen. Es müsse zudem 
;erhinden werden, däss Kinder angesichts 
der demographischen Entwicklung noch 
stärker zum PlanungsobjeM und zum 
Gegenstand von Nütziichkeitserwägungen 
würden. 

Dr. Robert Orth (FDP) warnte die Landesre- 
gierung: Kinderrechte in der Verfassung 
seien „kein bloßer Programmsatz. Sie ent- 
lasten die Landesregierung nicht in ihrem 
tatsächlichen Tun. Das bedeutet für uns: Die 
Geister, die die Landesregierung rief, wird 
sie auch nicht mehr loswerden." 

Ute Koczy (GRÜNE) nahm die Absicht der 
Verfassungsergänzung in Schutz: Es bedür- 
fe nicht unbedingt eines zwingenden Grun- 
des, um die Landesverfassung zu moderni- 
sieren. Hier seien Lücken, die einer Präzi- 
sierung bedürften. 
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Aktuelle Stunde 11: 

NRW will beim 
Länderfinanzausgleich 
künftig besser dastehen 
Der-Landtag debattierte in einer von den 
GRUNEN beantragten Aktuellen Stunde am 
15. Februar über das Thema Länderfinanz- 
ausgleich. 

Edlth Müller (GRÜNE) sagte, das Parla- 
ment sei das Herz unseres politischen Sys- 
tems, daher der richtige Ort für das brisante 
Thema. Der Finanzausgleich sei so un- 
durchschaubar geworden, dass Lösungs- 
vorschläge dem Missbrauch politischen Po- 
kerspieis entzogen werden müssten. Die 
Parlamente sollten bestimmen. Ihr Leitbild 
seien demokratische Legitimation, neue 
Anreiz- und Solidargedanken. mehr Autono- 
mie für die Regionen und Bürgerengage- 
ment. Die GRUNEN wollten keinen Wettbe- 
werbsföderalismus. Anreize könnten nur 
geschaffen werden, wenn auf die festen 
Auffüllsätze verzichtet werde. Sondertatbe- 
stände wie Hafenlasten sollten wegfallen. 
Bei der Aufteilung der Einkommensteuer 
sollten die Pendler anders betrachtet wer- 
den. Frau Müller schlug eine 50 : 50-Lösung 
nach Wohnsitz und Arbeitsstätte vor. Der 
100-Prozent-Berechnung der Finanzkraft 
der Kommunen könne sie viel abgewinnen. 

Mlchael Groschek (SPD) erklärte. die SPD 
setze deutlich andere Aspekte und sei ge- 
gen die Reduzierung der Bundesergän- 
zungszuweisungen. sondern fur deren Um- 
struklririeruno. Der Bund müsse für differen- 
zierte verteilÜng sorgen und dürfe sich nicht 
aus seiner Finanzverantwortung zurückzie- 
hen. Bei voller Anrechnung der Finanzkraft 
der Kommunen wäre NRW einziger Verlie- 
rer. Im Finanzausschuss setzten alle auf 
den Ministerpräsidenten als ehrlichen Mak- 
ler. Die ~nterschiedlichen Lager im Bundes- 
rat zwängen NRW zur Rolle des Vermitt ers. 
Das ~limentieren habe Grenzen, das Akti- 
vieren müsse stärker werden. Die Rangfolge 
nach Finanzausgleich müsse bei Nehmern 
und Gebern gleich bleiben. Nach einer Re- 
form könne NRW besser dastehen. Die SPD 
unterstütze die Kompromisslinie von NRW- 
Finanzminister Steinbrück. 

Wolfgang D,ietrich (CDU) lehnte das Anlie- 
gen der GRUNEN ab, da es nicht im Interes- 
i e  des Landes sei, vielmehr die völlig über- 

zogene Zahlungsverpflichtung zementiere. zumutbaren Be- und Entlastungen pro Ein- 
Ein Vorschlag, der für NRW keine müde wohner auszugehen sei. Damit habe man 
Mark bringe. sei ein starkes Stück. Die Eck- sich auf Eckpfeiler geeinigt und noch nicht 
werte des Bundesfinanzministeriums be- ein Modell für den künftioen bundesstaat- 
deuteten höhere Ausgleichszahlungen für 
NRW. Eine volle Anrechnung der Finanz- 
kraft der Kommunen sei auch nicht geboten, 
sondern waren katastrophal. Ein Umkippen 
der Landesregierung aus Solidarität mit den 
Genossen in Berlin, Bremen und Hannover 
dürfe es nicht geben. Die Ministerpräsiden- 
ten hätten alle Streitpunkte ausgespart und 
sich nur auf höchstens zwölf Mark pro Ein- 
wohner Gewinn oder Verlust einzelner Län- 
der geeinigt. Ohne neuen Finanzausgleich 
verliere NRW erhebliche Mittel und Wirt- 
schaftswachstum. 

Angela Freimuth (FDP) erklärte. das der- 
zeitige System bestrafe Geberländer und 
stärke Nehmerländer nicht. Leistung werde 
nicht honoriert, sondern bestraft Haushalte 
würden fremdbestimmt. NRW büße 1,7 Pro- 
zent Wirtschaftswachstum ein. Sehr enttäu- 
schend sei, dass die Nehmerländer sich 
überhaupt nicht zutrauten, jemals zu den 
Geberländern zu gehören. Einheitlichkeit 
der Lebensverhältnisse sei kein Staatsziel. 
Nivellierung sei nicht gemeint. Nach den 
Vorgaben des Verfassungsgerichts sei die 
Finanzkraft-Reihenfolge zu wahren. Das 
Ausgleichsniveau müsse auf 92.5 Prozent 
reduziert werden. Dissens der FDP zu den 
GRUNEN gebe es auch bei der Finanzkraft 
der Gemeinden, 100 Prozent Anrechnung 
sei völlig abwegig. 

Ministerpräsident Wolfgang Clement 
(SPD) stellte fest, man bewege sich bei die- 
sem Thema auf einem .außerordentlich 
komplizierten Terrain". Es gehe dabei weni- 
ger um Parteipolitik als um das Interesse 
der 16 Länder, die zusammengebracht wer- 
den müssten, denn sonst komme es erneut 
zu einem verfassungsgerichtlichen Streit- 
verfahren. Derzeit sei nicht mehr möglich, 
als einen Zwischenstand zum Länderfi- 
nanzausgleich auszutauschen. Die Minis- 
terpräsidenten hätten verabredet, dass im 
Zuge des Länderfinanzausgleichs die Exis- 
tenz keines Bundesstaates - auch nicht 
des kleinsten - in Frage gestellt wird; auch 
dürfe deren finanzielle Handlungsfähigkeit 
nicht überstrapaziert oder eingeschnürt 
werden. Man sei sich einig. dass der Län- 
derfinanzausgieich verfassungskonform 
weiter zu entwickeln sei. dass der Aufbau 
Ost eine Gemeinschaftsaufgabe bleibe, 
dass eine stärkere Anreizorientierung zu 
verwirklichen sei und dass von einem Be- 
trag in Höhe von zwölf Mark als Korridor der 

- 
iichen Finanzausgleich. 

Helmut Dlegel (CDU) meinte, es könne 
nicht im Interesse des Landes sein, wenn 
NRW beim Länderfinanzausgleich weiterhin 
genauso schlecht dastehe wie bisher. Darin 
sah er einen Widerspruch zwischen SPD 
und GRUNEN. denn nach deren Vorstellun- 
gen werde das Land schlechter abschnei- 
den. Es müsse aber zu einem Länderfinanz- 
ausgleich kommen, der gerecht sei und bei 
dem das Land NRW nach dem Ausgleich 
der Finanzkraft nicht schlechter dastehe als 
vor dem Ausgleich, fand er. 

Rüdlger Sagel (GRÜNE) hielt nichts davon, 
in die Koalition Probleme hinein zu interpre- 
tieren, .die gar nicht vorhanden sind'. Dem 
Grundgedanken der Konkurrenz und der 
Kooperation könne sich seine Fraktion ein- 
hellig anschließen. Es müsse in Zukunft zu 
einer Entlastung für NRW kommen, das 
Land müsse auch künftig .,die Rolle des Hü- 
ters einer ausgewogenen Verteilung über- 
nehmen'. 

Dr. lngo Wolf (FDP) erklärte die Forderung 
der GRUNEN nach Kostenneutralität 
.schlicht für skandalös: Wenn wir wissen. 
dass wir zu viel bezahlen, müssen wir auch 
nachhaltig einfordern, dass das geändert 
wird." Die Liberalen setzten klar auf Forcie- 
rung der Konkurrenz unter den Ländern. 
Man müsse die zementierten Strukturen 
auflösen und nicht immer nur so weiterma- 
chen wie bisher. Er plädierte dafür, mit den 
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts 
"offensiv" umzugehen. 

Mlnisterpräsident Wolfgang Clement 
(SPD) hielt nichts davon, .die Revolution 
außerhalb der Realitäten auszurufen". Am 
Solidarpakt 2 zugunsten der neuen Bun- 
desländer, der maßgeblich aus dem Westen 
finanziert werden müsse. führe kein Weg 
vorbei. Auch gehe es nicht an, die Existenz 
etwa des Saarlandes aufs Spiel zu setzen. 
Auch wenn man im vorhandenen Gefüge ei- 
nen sehr vorsichtigen Ausgleich suchen 
müsse, bewege er, Clement, sich auf die- 
sem Feld nicht mit Samtpfoten. NRW müsse 
nach seiner festen Uberzeugung beim Län- 
derfinanzausgleich auf Sicht besser ab- 
schneiden als heute. Man stehe unter äu- 
ßerstem Zeitdruck, denn bis 2002 müsse ei- 
ne Regelung gefunden werden. Dazu habe 
das Bundesverfassungsgericht verpflichtet 

Keine .fheinische" Lösung bei der Neuregelung des Länderfinanzausglehs in Sicht (V. L): Edith Müller (GRÜNE, Vizepräsidentin), Michael Groschek (SPD), Wolfgang 
Dietrich (CDU). Angela Freimuth (FDP), Ministerpräsident Woifgang Clernent (SPD). Fotos: Schälte 
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Landtag macht sich für föderale 
~truktur der Bundesbank stark 

Der Landtag hat sich dafür ausgesprochen, dass das föderale System der Deutschen 
Bundesbank erhalten bleibt. Ein entsprechender Antrag der vier Fraktionen wurde in direk- 
ter Abstimmung einstimmig verabschiedet (Drs. 731718). 

Winfried Schittges (CDU) erklärte, es gebe 
gute fachliche Gründe für die Beibehaltung 
des bisherigen Systems. Nehme man den 
Landeszentralbanken ihre Entscheidungs- 
möglichkeiten im Zentralbankrat, konnten 
sie ihre Funktion als Ansprechpartner für 
den Mittelstand und das Kreditwesen in den 
Regionen nicht mehr wirksam wahrnehmen. 
Aber auch der Bundesbankpräsident selber 
profitiere letztlich von der starken Stellung 
der Landeszentralbanken in der Reaion. 
Seine optimale Beratung sei ~oraussetiung 
für eine starke deutsche Stimme im Rat der 
Europäischen Zentralbank. 

Ernst-Martin Walsken (SPD) meinte, es 
scheine ihm völlig logisch zu sein, dass der 

föderaler Strukturen dürfe allerdings kein 
Argument sein. um sich nötigen Modernisie- 
rungsprozessen zu verschließen. Es sei 
nach FDP-Ansicht schon unabdingbar, dass 
die Struktur der Bundesbank und damit 
auch die der Landeszentralbanken refor- 
miert und verschlankt werde. 

Rüdiger Saget (GRÜNE) vertrat die Auf- 
fassung, NRW als wichtigstes Wirtschafts- 
land in der Bundesrepublik und Sitz zahlrei- 
cher regionaler Banken sowie einer Lan- 
deszentralbank habe ein vitales Interesse 
daran. auch zukünftig die Finanzversorgung 
und seine Mitwirkungsmöglichkeiten im 
Bankbereich und bei der Bankenaufsicht si- 
cherzustellen. Das bisherige Modell zur 

Bundesfinanzminister zuerst die europai- Neugestatung der Bundesbankstruktur und 
sche Sicht in den Voroerarund aeschoben ihrer Steueruna. das vom Bundesfinanzmi- 
habe und deshalb nach-den Zielen .Die 
Bundesbank muss schlanker werden, und 
wir können auf bisherige regionale Zustän- 
digkeiten verzichten' einen Vorschlag ge- 
macht habe. der diesen europäischen Ge- 
sichtspunkten voll Rechnung trage. Wichtig 
sei aber auch, dass dieser europäische Ge- 
sichtspunkt nicht allein im Vordergrund der 
Entscheidungsfindung sein könne. Die 
Interessen der Bundesländer müssten 
gleichgewichtig in der internen Diskussion 
eine Rolle spielen. 

D?. Gerhard Papke (FDP) sagte, in der Tat 
sei es auch für die FDP wichtig, den Mit- 

nister vorgelegt worden sei, sei aus Sicht 
der GRUNEN nicht so gestaltet, dass es aus 
föderaler Sicht der Länder für NRW akzep- 
tabel sei. 

Finanzmlnister Peer Steinbrück (SPD) er- 
klärte, die Bundesbank sei keine föderale 
Einrichtung, sie sei eine Bundeseinrichtung. 
Der Bundesfinanzminister werde dort relativ 
unangreifbar sein, wo er auf seinen Kompe- 
tenzen und seinen Zuständigkeiten für die 
Bundesbank beharre - dies auch mit Blick 
auf die Tatsache, dass die Novelle des Ge- 
setzes im Bundesrat nicht zustimmungs- 
pflichtig sei. Wenn die 16 Bundesländer 

gestaltungsanspruch des Landes bei der aber so einmutig wie bisher aufträten, dann 
anstehenden Diskussion üoer die künftiae werde er mit einer Zweidrittel-Widerstanas- 
Struktur der Bundesbank deutlich zu mä- linie im Bundesrat rechnen müssen. Diese 
chen. .Sie werden uns als Freie Demokraten könnte er von den Spielregeln her seiner- 
immer als Befürworter und Verteidiger föde- seits nur mit einer Zweidrittelmehrheit im 
raler Strukturen finden.' Diese Bewahrung Bundestag zurückweisen. 

Landiagsvizaprasidentin Edith Müller (M.) beim traditionellen Empfang der Lesben- und Schwulenorganlsa- 
tionen aus Nordrhein-Westfelen. Besondere Aufmerksamkeit h den Gesorächen fand das Gesefz zur einoe- 
tragenen Lebenspartnerschaft Foto: schälte 

Kirchgeld beschlossen 
in zweiter Lesung hat der Landta am 14. 
Februar das Dritte Gesetz zur L? nderung 
des Gesetzes über die Erhebung von Kir- 
chensteuern im Lande Nordrhein-West- 
falen (Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drs. 731439) mit einer leichten redaktionel- 
len Änderung auf Empfehlung des Haus- 
haltsausschusses (Drs. 13/725) angenom- 
men. 

Frank Sichau (SPD) führte zum Ziel der 
Gesetzesänderung aus, es gehe im We- 
sentlichen um eine Verbreiterung der 
Finanzbasis durch dieses besondere 
Kirchgeld, ,.insbesondere für die evangeli- 
schen Kirchen in Nordrhein-Westfalen - 
und zwar auch mit Unterstützung der 
katholischen Kirche und der jüdischen 
Kultusgemeinden". Aufgrund der histori- 
schen Entwicklung hätten die Kirchen 
diese Gesetzesänderung vom Landtag 
erwarten können. Das Ganze geschehe 
durch eine Erhebung des faktischen 
Mindestbeitrags von Mitgliedern mit 
Familieneinkommen. Daneben gebe es 
einige rechttechnische Anpassungen. 

Volkmar Kleln (CDU) stellte fest: .Es geht 
hier nicht um die Kirchensteuer." An die- 
sem System wolle niemand rütteln. Aber es 
gebe in diesem System einige Punkte .mit 
einer Gerechtigkeitslücke". Es gehe allein 
um den Fall. .in dem nicht kirchensteuer- 
pflichtige und gut verdienende Ehepartner 
überhaupt nichts bezahlen müssen, 
obwohl der andere Ehepanner Mitglied der 
Kirche ist und beide die Leistungen der 
Kirche In Anspruch nehmen". 

Joachlm Schultz-Tornau (FDP) bekannte, 
er stimme - anders als manche Mitglieder 
seiner Fraktion - dem Gesetzentwurf zu. 
aus Respekt vor unserer Verfassung und 
vor der Aufgabentrennung zwischen Staat 
und Kirche. Der Sprecher räumte jedoch 
ein, es könne bei anderen Zweifel geben. 
ob das Kirchgeld mit dem bürgerlich-recht- 
lichen System vereinbar sei und ob nicht 
durch die Hintertür am Ende doch derjeni- 
ge haftbar gemacht wird, der aus der 
Kirche ausgetreten ist. 

Sylvia Lahrmann (GRÜNE) sah eine klare 
Mehrheit für das Gesetz in ihrer Fraktion. 
Die Kirchen hätten so etwas wie einen 
Rechtsanspruch; das Kirchgeld sei in fast 
allen anderen Bundeslandern eingeführt. 
Die Kirchen leisteten wichtige Arbeit, für 
die sie unterstützt werden müssten. Der 
Landtag entscheide nicht über das 
Kirchgeld, .,wir schaffen den gesetzlichen 
Rahmen, und die Kirchen entscheiden in 
ihrer Verantwortung, ob sie von diesem 
Recht Gebrauch machen". 

Finanzminister Peer Steinbrück (SPD) 
machte darauf aufmerksam, dass die Kir- 
chen unverzichtbare Dienste leisteten. Sie 
erhielten durch den im Entwurf enthalte- 
nen Bezug auf das Einkommensteuerrecht 
eine Teilkompensation bei Steuersenkun- 
gen und Steuerminderungen. Die Landes- 
regierung sei der Meinung. .dass das 
Kirchgeld verfassungsrechtlich durch die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 
gerichts abgesichert ist". 
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Als Sprecher der Katholischen Elternschaft 
Deutschlands sprach sich Michael Sand- 
kamp gegen Profilklassen aus: ,,Wir reden 
über ein Problem, das mehr als die Hälfte der 
Elternhäuser nicht berührt. Vor allem Haupt- 
schülerinnen und -schüler sowie ihre Eltern 
und Lehrer wünschen sich eine Verbesse- 
rung ihrer Fördermöglichkeiten und damit ei- 
ne zukunftstracntige Q~alitatsver~esserung 
hrer Schulen- Sen Veroano em~fenie stan 
der Bildung von Profilklassen „die Ent- 
wicklung eines profilierten achtjährigen . . 
~~mnaSiums".  
Gerhard Kühn vom Katholischen Büro sah -~ . ~ 

bei der ~inführung von ~rofilklassen ~rob le-  
me. das Land habe noch keine Erfahrungen 
mit dieser Möglichkeit; andere Bundesländer 
zeigten aber, dass die sich lösen ließen. Um 
alle der drei im Verordnungsentwuri genann- 
ten Wege zu verwirklichen. müssten die 
Rahmenbedingungen an den Schulen geän- 
dert werden, und das .,Ganzew sei weiterhin 
wieder mehr in den Blick zu nehmen. Sonst 
komme man zu einer Zweiklassengesell- 
schafl im Schulbereich, die keiner wolle. Karl 
Brandt vom Evangelischen Büro.,NRW warn- 
te vor einer zunehmenden ,.Okonomisie- 
rung" der Bildung. Profilklassen seien ein 
gravierender Eingriff in das Gefüge einer 
Schule und sorgten für Spannungen zwi- 
schen Profilklassenunterricht und „Restun- 
terrricht". Die Selbständigkeit der Schüler 
könnte durch Verkürzung gefährdet werden; 
außerdem sei zu befürchten, ,.dass eine kon- 
tinuierliche religiöse und ethische Bildung 
nicht gewährleistet ist". 
Für den Landeselternrat Gesamtschulen in 
NRW stellte Sigrid Beer fest, das Entwickeln 
aller Schülerpotentiale müsse Ziel sein, „der 
Fokus darf nicht nur bestimmten Gruppen 
gelten, Schullaufbahnen müssen weiter offen 
gehalten werden". Eine Stärkung der Sekun- 
darstufe I tue not, die Qualität von Unterricht 
sei zu verbessern. Beer: „Förderungsmaß- 
nahmen für Lehrer und Lehrerinnen sind nö- 
tig, nicht neue Differenzierungsmodelle." 
Hannelore Kirchhoff von der Landeseltern- 
Schaft der Gymnasien in NRW hielt eine ge- 
nerelle Verkürzung des Bildungsgangs an 
Gymnasien für nicht akzeptabel. Zu begrü- 
ßen seien aber die Möalichkeiten zur indivi- 
duellen Schu zeitverkurz~ng. lnre Organ sa- 
t on favorisiere die E nricht~ng von Profilk~ac- 
Sen -ab Klasse 7 -,der gesonderte Unter- 
richt sollte aber nicht nur zur Verkürzung, 
sondern zur komplexeren Nutzung der 
Unterrichtszeit genutzt werden. Bei den Pro- 
filklassen müsse der Klassenbildungswert 
unterschritten werden dürfen. 
Für Profilklassen sollten keine verbindlichen 
Klassengrößen festgelegt werden. Um die 
anderen Klassen nicht zu benachteiligen, sei 
„die Einstellung weiterer Lehrer mit den pas- 
senden Qualifikationen unumgänglich". Dies 
gelte auch für die Bildung von so genannten 
,,Springergruppen". Die Sprecherin des 
Elternvereins, Regina Schwarzhoff. äußerte 
den Verdacht. die Initiatoren des Verord- 
nungsentwurfs wollten eigentlich keine Ver- 
kürzung der Schulzeit bis zum Abitur. Unter 
dem Begriff „Autonomiea solle den Schulen 
mehr Verantwortung zugeschoben werden; 
das führe schon heute bei einem Schul- 
wechsel innerhalb des Landes zu Proble- 
men, die die Schüler unnötig belasteten. 
Thorsten Drautzburg von der Landesschü- 
ler(innen)vertretung NRW lehnte sowohl die 
individuelle als auch generelle Schulzeitver- 

Verschiedene Instrumente zur Verkürzung 
der Schulzeit standen im Mittelpunkt einer 
öffentlichen Anhörung unter dem Titel .In 
zwölf Jahren zum Abitur - flexibel oder ver- 
bindllch?" Dazu hatte der Schulausschuss 
unter dem Vorsitz von Dr. Heinz-Jörg Eck- 
hold (CDU) zahlreiche Sachverständige in 
den Landtag geladen. Inzwischen hat der 
Ausschuss der entsprechenden Verord- 
nung der Landesregierung mehrheitllch zu- 
gestimmt. - Wir setzen damit den Bericht in 
„Landtag intern" Nr. 2, Seite 9 fort. 

kürzung ab. Sie benachteilige einerseits die 
Schüler von Haupt- und Realschule und be- 
vorteile andererseits die wenigen in den Pro- 
filklassen - wer die Förderung wohl nötiger 
habe: diejenigen, die von zu Hause aus ge- 
fördert oder die, die erst in der Schule zum 
Lernen angehalten würden. lntegratives Ler- 
nen bringe dagegen für beide Seiten Vortei- 
le. 
Der Westdeutsche Handwerkskammertag 
sprach sich für generell zwölf Jahre bis zum 
Abitur aus. Eine kürzere Schulzeit verbesse- 
re die Schüler-Lehrer-Relation, wenn die An- 
zahl der Lehrer beibehalten werde. Dazu sei 
aber auch der politische Dialog über die Ent- 
rümpelung der LehrFhalte erforderlich, gab 
Sprecher Andreas Ohme zu bedenken. Er 
regte an, an Orte mit mehreren Gymnasien 
das für den zwölfjährigen Bildungsgang ge- 
eignetste für die Einrichtung von Profilklas- 
Sen von der fünften Klasse an auszusuchen. 
Jürgen Schmiiter von der Gewerkschaft Er- 
ziehung und Wissenschaft lehnte Pro- 
filklassen ab, damit würde faktisch eine .wei- 
tere Schulform mit den verschiedenen nega- 
tiven Folgen für eine kontinuierliche Schul- 
e n t ~ i ~ k l r i n g ~ p l a n ~ n g  e ngericntet'. Vor ener 
Entscheiduna zur flachendeckenoen E n- 
richtung seynach Ansicht der GEW ein 
Schulversuch zur Erprobung einzurichten. 
Schmitter warnte vor dem Versuch, durch ei- 
ne weitere Zuordnung von Fächern zum 
Pflichtbereich die Möglichkeiten individueller 
Schwerpunktsetzung in der gymnasialen 
Oberstufe zusätzlich einzuschränken; das 
sei „kontraproduktiv" und fördere auch nicht 
die beabsichtigte Vertiefung des mathema- 
tisch-naturwissenschafilichen Lernbereichs. 
Philologenverband und Realschullehrewer- 
band NRW bezeichneten durch Peter Silber- 
nagel die zwölfjährige Schulzeit als unab- 
dingbar für die nationale und internationale 
Konkurrenzfähigkeit. Doch sei der entspre- 

chende Bildungsgang "pädagogisch aus ei- 
nem Guss zu gestalten'. Favorisiert werde 
von den beiden Verbänden das Modell der 
Profilklassenbildung ab 7. Klasse, denn das 
begünstige die soziale Gemeinschaft und 
das Lernklima. Dagegen würden Bedenken 
angemeldet gegen einen Beginn der Diffe- 
renzierung ab Klasse 9. das könnte die Lern- 
inhalte durch die erforderliche Konzentration 
überfrachten. 
Hannelore Hecker vom Verein katholischer 
Lehrerinnen sprach sich dafür aus, den 
zwölf- und 13-jährigen Bildungsgang alter- 
nativ nebeneinander anzubieten; die indivi- 
duelle Möglichkeit des Springens sollte er- 
halten bleiben. Sie lehnte die Zusammenfas- 
sung leistungsstarker Schüler in Gruppen 
„ohne inhaltliches und langfristiges Konzept" 
ab und hielt die Profilklassen für eine .,Notlö- 
sung. um einen durchgehenden achtjährigen 
Bildungsgang zum Abitur zu umgehen'. 
Dagmar Naegele (Schulleitungsvereinba- 
rung der Gesamtschulen NRW) rief dazu auf. 
„eine ganzheitliche Strukturreform im Auge 
zu behalten und vor allem die Durchlässig- 
keit unseres Schulsystems zu erhalten". Eine 
Reform „vom Kopf des Systems her" berück- 
sichtige nicht die Auswirkungen auf das ge- 
samte Schulsystem, die in der Einsparung ei- 
ner ganzen Jahrgangsstufe lägen. Das 
differenzierte System der Gesamtschule sei 
darauf vorbereitet, eine individuelle Förde- 
rung von Schülerlaufbahnen, die verkürzt 
werden können, vorzunehmen. 
Der Verband Bildung und Erziehung verlang- 
te, die,, schon vorhandenen Möglichkeiten 
durch Uberspringen einer Klasse auszubau- 
en. VBE-Sprecher Udo Beckmann hielt Pro- 
filklassen für problematisch und zog eine 
größere Durchlässigkeit in der Sekundarstu- 
fe I und II vor. Neben anderen warnte auch er 
vor einer Verengung des Blicks auf die Leis- 
tungsstarken. 
Dr. Wolfgang Kehl (Verband der Lehrerinnen 
und Lehrer an Wirtschaftsschulen und an 
Berufskollegs) forderte, die Rückwirkungen 
der Anderungen an Gymnasien und Ge- 
samtschulen auf die Berufskollegs zu debat- 
tieren - .als Erstes". Springen gehe auch an 
Kollegs, aber hier seien keine Profilklassen 
einzurichten: Das benachteilige diese Schul- 
form. Darum forderten die Verbände eine Lö- 
sung, „die die Sekundarstufe II der Berufskol- 
legs nicht tangiert und in der Sekundarstufe I 
liegt". Beide Stufen sollten nicht „vermischt" 
werden. 

Reißenden Absatz bei Anhärunosteilnehmern und Zuhörern fanden die Zuschrihen. die Sachverständioe und Ver- 
bandsvertreter zum Thema des"Schu1ausschuss-~earin~s in den Plenarsaal m,tgebracht hatten. F& Schälte 
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Kniola hält Netz AG für verfassungswidrig 

Öffentlicher Druck als letzte Hoffnung 
Im Verkehrsausschuss berichtete in der von Mantred Hemmer (SPD) geleiteten Sitzung am 
8. Februar der frühere Verkehrsminister Franz-Joset Kniola (SPD) zum Thema eines FDP-An- 
trags ,,Konzept der ehemaligen ,Regierungskommission Bahn'zur Strukturretorm der Bahn 
zügig umsetzen - Trennung von Netz und Betrieb" (Drs. 13l319). Der FDP-Antrag wurde 
nach kurzer,,Aussprache mit der Mehrheit von SPD und GRUNEN abgelehnt, obwohl die 
Fraktionen Ubereinstimmun~ darin feststellten. dass das Bahnnetz und der Betrieb von 
Schienenverkenr getrennt werden müssen. Verkehrsminister Ernst Schwanhoid hielt solche 
Anträge tur nichl hiltreich im Hinblick auf die Verhandlungen in der Bund-Lander-Verkehrs- 
ministerkonferenz. Die zentrale Frage sei nicht die Trennung, sondern die Frage, wie das zu 
organisieren sei, etwa als Staatsbetrieb oder mit einem Träger. 

Kniola äußerte sich zum Thema in drei 
Funktionen: als Zeitzeuge der Bahn-Pri- 
vatisierung, als Mitglied der so genannten 
Pällmann-Kommission und als Vorsitzender 
der Kommission .,Zukunft der Bahn in 
NRW". Er erinnerte an das Zustandekom- 
men der Bahnreform unter dem Druck der 
Integration der (0st)Deutschen Reichsbahn 
bis Ende 1993 und hielt das Erreichte für 

lichen Meinung nach müsse es zur Tren- 
nung von Netz und Betrieb kommen. 
Entscheidend sei ein neutraler Regulierer 
wie bei Post und Telekommunikation, der 
den diskriminierungsfreien Wettbewerb er- 
mögliche. Kniola vermisste betriebswirt- 
schaftliche Daten der DB Netz AG, die bis 
heute nicht in der Lage sei, die Kosten von 
Betrieb, Instandhaltung und Ersatzinvesti- 

gut. Der Kampf um die ,anderinteressen sei tionen zu nennen. Die Finanzierungs- 
mit der Ubernahme des Schienenoerso- vereinbarunaen bei den drei Großoroie~ten 
nennahverkehrs durch die Länder und be- (Knoten ~eGin, ICE-Strecke ~öln-  rank- 
friedigender Finanzregelung erfolgreich furt, Bahnhof Stuttgart) hielt er für nicht ver- 
verlaufen. Kniola erwähnte dann das Grund- antwortbar. Das starke Signal der .PäII- 
gesetz, das damals geändert worden sei. mann-Kommission" zum Handeln sei ver- 
und die Verantwortung des Bundes für den pufft. Jetzt sei eine öffentliche Diskussion 
Bau, die Unterhaltung und das Betreiben nötig. Das Land NRW sei dagegen Vorreiter 
von Schienenwegen festgeschrieben habe. bei der Neuausrichtung des Schienenper- 

sonennahverkehrs. In der Aussprache 
meinten auch Ausschussmitglieder, es 
müsse bald gehandelt werden. sonst gehe 
zuviel kaputt. Peter Eichenseher (GRUNE) 
lobte die guten Instrumente des Landes 

- 

.Der Bund gewährleistet, dass dem Wohl 
der Allgemeinheit, insbesondere den 
Verkehrsbedürfnissen. beim Ausbau und 
Erhalt des Schienennetzes der Eisen- 
bahnen des Bundes sowie bei deren Ver- 
kehrsangeboten auf diesem Schienen- 
netz, soweit diese nicht den Schienen- 
personennahverkehr betreffen, Rech- 
nung getragen wird." 
Artikel 87e, Satz 4 Grundgesetz 

Das sei so nicht umgesetzt worden. Die Re- 
alität sei heute eine andere. Die heutige DB 
Netz AG sei nicht gesetzeskonform, son- 
dern das Bahnnetz müsse im Mehrheitsei- 
gentum des Bundes bleiben. Dafür habe es 
seinerzeit eine Zweidrittelmehrheit gege- 
ben. Auch einen Börsengang dieser Netz 
AG könne er sich beim dauerhaft defizitä- 
ren Betrieb nicht vorstellen. Bei diesen 
Trassenpreisen sei privates Kapital nicht zu 
erwarten. Den Erfolg der Aufteilung der 
Bahn in einzelne Aktiengesellschaften (Mai 
1999) sehe er bisher nicht. Seiner persön- 

und CDU-Sprecher Günter Langen be~m Stud~urn 81- 
ner Unterlage. 

Der frühere NRW-Minister FranzJosel Kniola (I,) im 
Verkehrsausschuss neben Staatssekretär Jörg Hen- 
nerkes. Fotos: Schalte 

NRW wie den Trassensicherungsvertrag, 
der allerdings Ende 2001 auslaufe. Christof 
Rasche (FDP) sagte zum Antrag seiner 
Fraktion, die FDP wolle das Netz auch Drit- 
ten überlassen. Sein Kollege Dietmar Bro- 
c k e ~  hielt ebenfalls ein Signal aus dem 
NRW-Landtag für nötig. Günter Langen 
(CDU) stimmte einem gemeinsamen Antrag 
aller Fraktionen grundsätzlich zu. ,Aber 
nachdem Gerhard Wirth (SPD) zwar Uber- 
einstimmung in der Sache bekundet, aber 
noch erhebliche Lücken im FDP-Antrag be- 
merkt und auf ein umfangreiches Papier 
der SPD verwiesen hatte, blieben die Posi- 
tionen im Ausschuss kontrovers, und die 
Mehrheit aus SPD und GRUNEN lehnte 
den Antrag gegen die Stimmen von CDU 
und FDP ab. 

Berufsverbände zum Personalhaushalt 

Mehr halbe Stellen für junge Frauen 
In der Anhörung zum Personalhaushalt 2001 in der von Vorsitzendem Helmut Stahl 
(CDU) geleiteten Sitzung des Unterausschusses Personal des Haushaltsausschusses 
nahmen die Sprecher der Berufsverbände noch zu weiteren Problemen Stellung (Fort- 
setzung des Berichts aus Ausgabe 1/2001). 

Für den Deutschen Richterbund sprach dienste an. Bei Letzterem gehe es um etwa 
Vorsitzender Johannes Nüsse die hohe 2 000 bis 3 000 Angestellte mit jetzt auslau- 
Frauenquote von über 50 Prozent bei der fenden Verträgen, vor allem Frauen um Mit- 
Einstellung von Richtern und Staats- te 30. und deren ungeklärter Lebenspla- 
anwälten an. Er begrüße die erfolgreiche nung. Er bemerkte zum Bereich Strafvoll- 
Frauenförderung. Das junge Alter er- zug. mit den dort beschäftigten Menschen 
fordere aber mehr Halbtagsstellen. Der müsse genauso sorgfältig umgegangen 
Landtag solle über Altersteilzeit bei Rich- werden wie im Bereich der Polizei. 
terinnen und Staatsanwältinnen nachden- Zum Bereich Schule äußerte Andreas 
ken. denn diese könne Abhilfe schaffen. Meyer-Lauber für die Gewerkschaft Erzie- 
Wolfgang Römer ergänzte die Stellungnah- hung und Wissenschaft Kritik an zwei 
me des Deutschen Beamtenbunds (DBB) Strukturen im Landtag, die getrennt über 
mit der Klage über ein Personaldefizit von Qualität von Schule und Unterrichtsausfall 
900 Strafvollzugsbedienste~en und über ei- und über den Haushalt berate. obwohl die 
nen Sockel von 500000 Uberstunden. Er Qualität von Schule auch mit überbelaste- 
wies auch auf die immer schwierigere ten Lehrkräften zu tun habe. Befristete Be- 
Klientel hin, verbunden mit mehr Gewaltbe- schäftigungen passten nicht zu pädagogi- 
reitschaft und Häufung von Drogendelikten. scher Arbeit. Die Stellenreserve solle end- 
Von der Politik im Stich gelassen, fühlten lich wieder eingeführt werden. Franz-Josef 
sich besonders die Beschäftigten des ge- Rinkens (DBB) ergänzte die Forderung mit 
hobenen Dienstes im Vollzug und in der Kritik an Vertretungen aus dem Programm 
Verwaltung, für die es keine (Aufstiegs-)Per- „Geld statt Stellen" und an Instrumenten 
spektiven gebe, obwohl ihnen besondere von außen, die keine Gestaltung von 
Führungsqualitäten bescheinigt worden Eigenverantwortung an Schulen erlaube. 
seien. Bernd Vallentin (OTV) sprach Pro- Abschließend baten die Sprecher der Ver- 
bleme bei Bewährungshelfern, die Perso- bände um die Gelegenheit, auch zu den 
nallücken für die technische Ausstattung Haushaltsergänzungsvorlagen Stellung 
und im Bereich der Kanzlei- und Schreib- nehmen zu können. 
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Grubensicherheits~robleme in Bochum (11) 

Viele Zweiradfahrer in Bergbaubetrieben 
Während der vom Vorsitzenden Peter Budschun (SPD) geleiteten Sitzung des Ausschusses 
für Grubensicherheit bei der Bergbau-Berufsgenossenschaft (BBG) am 26. Januar in Bo- 
chum (Bericht in der vorigen Ausgabe) ging es beim Thema Wegeunfälle auch um Zweirad- 
fahrer. Die Zahl der Wegeunfallrenten sei bei der BBG sehr viel höher als in anderen Beru- 
fen, hatte Hauptgeschäftsführer Dr. Breuer mitgeteilt. Als Ursache sei festgestellt worden, 
dass die im Bergbau Beschäftigten sehr viel häufiger mit Motorrädern zur Arbeit fahren als 
andere Arbeitnehmer. 

BBG-Sicherheitsingenieur Jülich berichte- 
te dazu, es gebe noch keine Trainingsver- 
anstaltungen für Rollerfahrer, deren Anzahl 
jedoch zunehme. Dabei handele es sich 
um eine besondere Problemgruppe, weil 
die Roller ein ganz anderes Fahrverhalten 
hätten als Motorräder. Rollerfahrer seien 
auch nicht mit der optimalen Schutzklei- 
dung ausgestattet. Inzwischen habe die 

Bundesstadt Bonn 

Zentrum für 
GEO-Informa tion 

BEG Schulungsunterlagen dazu hergestellt. 
In der Aussprache erkundigte sich Abge- 
ordneter Wolfgang Roth (SPD) nach Ursa- 
chen für schwere Zweiradunfälle. Dr. Breuer 
antwortete, weder die Uhrzeit noch körperli- 
che Belastungen spielten eine Rolle. Auch 
lasse sich nicht feststellen, dass auf dem 
Heimweg mehr Unfälle passierten als auf 
dem Weg zur Arbeit. Vorsitzender Bud- 

bei der Industrie gestoßen und habe den 
Aufbau eines Netzes von Geoinformationen 
zum Ziel. 20 kreisfreie Stadte und Kreise, 20 
GI-Unternehmen und einige Anbieter entwi- 
ckelten und erprobten in fünf Projektteams 
(,.mit nennenswerter Unterstützung des 
Innenministeriums') Standards und Kon- 
zepte. 

Standort für ein bundesweites Zentrum für 
Geohformation (GI) soll Bonn werden. Das Wachstumsmarkt 
teilte lnnanminister Dr. M t z  Behrens (SPD) ~ ~ k ~ ~ f ~ ~ ~ ~ ~ ~ , ~ ~ l ~ ~ i ~  dem Ausschuss für Kommunalpolitik mit 
(Vorlage 13/454). 

Gemeinsam mit den kommunalen Spitzen- GEOBASIS.NRW sei eng gekoppelt mit dem 
verbänden habe das Innenministerium Aufbau einer landesweiten Geodaten-lnfra- 
NRW im vergangenen Jahr das Modellvor- struktur (GD1 NRW). Mit der GD1 soll der Zu- 
haben GEOBASIS.NRW gestartet, be- gang zu allen in NRW verfügbaren Geoda- 
richtete Behrens dazu. Das Vorhaben sei ten privater und öffentlicher Anbieter über 
auf großes Interesse bei Kommunen und Interne1 ermöglicht werden. Mit den beiden 

schun (SPD) merkte an. vor allem 18- bis 
24-Jährige führen mit dem Zweirad. und aus 
dieser Gruppe verliere jeder Vierte sein Le- 
ben durch einen Verkehrsunfall. Sehr hohe 
persönliche Risikobereitschafi sei dafür der 
Grund. 
Fritz Kollorz (CDU) meinte zur Frage nach 
anderen Unfallursachen, es lasse sich we- 
der verallgemeinern noch widerlegen, dass 
höherer Arbeitsdruck sich negativ auf die 
Arbeitssicherheit auswirke. Erich Manthey 
(IG Bergbau) ergänzte. Bergwerksschlie- 
ßungen wirkten sich vor allem auf den Kran- 
kenstand, weniger auf das Unfallgeschehen 
aus. Zusammenfassend äußerte sich Vorsit- 
zender Budschun sehr erfreut über den po- 
sitiven Trend bei den Unfällen im Bergbau. 
deren Zahlen mittlerweile sogar unter den 
Durchschnittszahlen der gesamten gewerb- 
lichen Wirtschaft liege. Das sei der Zu- 
sammenarbeit von Unternehmen, Genos- 
senschaften, Betriebsräten und Beleg- 
schaftsmitgliedern zu verdanken. 

Vorhaben solle der sehr dynamische 
WachstumsmarM Geoinformation stimuliert 
werden. 
Außerdem werde eine GmbH "Center for 
Geoinformation" (CeGi GmbH) gegründet, 
die bundesweit und im europäischen Nach- 
barraum die gemeinsamen Interessen bün- 
deln und als neutrale Plattform dienen solle. 
Nach Anschubfinanzierung von drei Jahren 
solle sich die GmbH selbst tragen. Ge- 
schäftsfelder seien: Data Warehouse, Acqui- 
sition. Koordinierung nationaler und interna- 
tionaler Projekte. Qualifizierung und Zertifi- 
zierung. Fünfzehn Firmen sowie einzelne 
Behörden und Universitaten seien interes- 
siert, als Gesellschafter der CeGi beizutre- 
ten. Als Standort für CeGi sei Bonn geplant 
Mit diesen GI-Initiativen habe sich Nord- 
rhein-Westfalen, stellt Behrens abschlie- 
ßend fest, an die Spitze der Entwicklung die- 
ser Zukunftstechnologie gestellt. 

Öffentliche Anhörungen der Ausschüsse 
Mehrere Ausschüsse haben beschlossen, zu, wichtigen Themen und Gesetzesänderungen den Sachverstand von Experten in öffentlichen 
Anhörungen einzuholen. Nachstehend eine Ubersicht über die zurzeit vorgesehenen Anhörungen. Darüber hinaus plant der Verkehrsaus- 
schuss eine Anhörung zum neuen Luftverkehrskonzept der Landesregierung und (auf Antrag der OppositionsfraMionen CDU und FDP) ei- 
ne schriftliche Anhörung von Sachverständigen zu der in diesem Jahr notwendigen Anderung des Regionalisierungsgesetzes NRW. 

Uhrzeit 

10.00 Uhr 

10.00 Uhr 

10.00 Uhr 

10.00 Uhr 
-14.00 Uhr 

13.00 Uhr 

10.30 Uhr 

10.00 Uhr 

10.00 Uhr 

Datum 

8. März 

15. März 

4. April 

4. April 

25. April 

10. Mai 

11. Mai 

23. Mai 

Ausschuss 

Hauptausschuss 

Ausschuss für Innere Verwaltung 

Ausschuss für Umweltschutz/Raumordnung 

Ausschuss für Arbeit. Gesundheit, Soziales 

Hauptausschuss1Landwirtschaftsausschuss 

Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie 

Ausschuss für Frauenpolitik 

Ausschuss für Arbeit, Gesundheit. Soziales 

Thema 

Änderung der Landesverfassung 
(VolksbegehrenlVolksentscheid) 

lnformationsfreiheitsgesetz 

Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinien in 
Nordrhein-Westfalen 

Änderung Maßregelvollzugsgesetz 

Tierschutz 

Kinder- und Jugendbericht 

Gesundheit von Frauen und Männern 

Landespflegegesetz 
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In Mülheim-Mintard 
klagen Anwohner 
über zunehmende 
Fluglärmbelastung 
Die erhöhte Fluglärmbelastung irn Mülhei- 
mer Ortsteil Mintard sei darauf zurückzu- 
führen, dass vom 24. Juli bis 4. August 2000 
das lnstrumentenlandesystem 23R für die 
Start- und Landebahn 05L/23R (Nord- 
bahn/Parallelbahn) am Flughafen Düssel- 
dorf auf Grund von Wartungs- und Repara- 
turarbeiten außer Betrieb gewesen sei. 
In diesem zwölftägigen Zeitraum sei die 
Bahn 23R unter Nutzung eines VOR-DME- 
Verfahrens angeflogen worden. wobei 
Kurs- und Entfernungsinformationen von 
einem UKW-Drehfunkfeuer mit Entfer- 
nungsmessgerät auf dem Flughafengelän- 
de zwischen den beiden Start- und Lande- 
bahnen geliefert worden seien. Ein präziser 
Gleitpfad wie bei dem Instrumentenlande- 
System stehe jedoch bei diesem Instru- 
mentenanflugverfahren nicht zur Verfü- 
gung, ~~i dem V O R - D M E - A ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~  
zur ~~h~ 2 3 ~  sei darüber hinaus die 
fluggrundlinie um fünf ~~~d gegenüber 
dem lnstrumentenlandesystem 23R nach 
Norden Gleichzeitig sei die 

um diese verschwenkte Anflug- 
grundiinie deutlich größer als bei Nutzung 
des lnstrumentenlandesystems. Hierdurch 
sei es zu den häufigeren Uberflügen über 
Mintard gekommen. Seitdem das Instru- 
mentenlandesystem 23R am 5. August des 
Vorjahres wieder in Betrieb genommen 
worden Sei, fänden diese Uberflüge über 
Mintard nach den von der Deutschen 
Flugsicherung mit ihrem Betriebssystem 
FANOMOS gemachten Aufzeichnungen 
nicht mehr statt. 

Flugsicherung konnte 
Lärmzunahme nicht erklären 

Dies erklärte Wirtschafts- und Verkehrsmi- 
nister Ernst Schwanhold (SPD) in seiner 
Antwort auf die Kleine Anfrage "Zunehmen- 
de Fluglärmbelastung ,~n  Mülheim-Mintard" 
(Drs. 131645) der GRUNEN-Abgeordneten 
Peter Eichenseher und Barbara Steffens. 
Die Abgeordneten hatten auf Klagen über 
eine seit Sommer 2000 stark zunehmende 
Fluglärmbelastung in Mülheim-Mintard 
durch Landeanflüge auf den Flughafen 
Düsseldorf hingewiesen. 
Die Bewohnerinnen und Bewohner des 
Ortsleils gäben übereinstimmend an, dass 
die Häufigkeit der Uberflüge über dem Orts- 
teil sehr stark zugenommen habe. Hinge- 
gen,hätten vor dem Sommer 2000 fast kei- 
ne Uberflüge stattgefunden. Auf einer Ein- 
wohnerversammlung. die sich mit dieser 
veränderten Lärmbelastung für den Ortsteil 

befasst die 
der Deutschen GmbH diese 
LärmZunahme und das veränderte Anflug- 
"erhalten der Flugzeuge nicht erklären kön- 
nen und die beklagte LärmZunahme als 
subjektives Wahrnehmungsphänomen be- 
zeichnet. Eine Veränderung des Anfiugver- 
haltens und der Anflugrouten habe nach 
den Aufzeichnungen der DFS nicht Stattge- 
funden. 

Preisverleihung der Aktion Waldjugendspiele 
Die Preisverleihung der Aktion Waldjugendspiele, einer Gemeinschaftsaktion von Lendeslorsrverwaltung und 
Schurzgemeinschalt Deutscher Wald (SDW), land am 9. Februar im Landtag stan. Landtagspräsident Ulrich 
Schmidt (links hinten). Schirmherr der Aktion, gab die Gewinner bekannt. Er berichtete, die drei Hauptpreise 
gingen an die Gewinner-Klassen aus Briion. Dorsten und Bergisch Gladbach. Umweltministerin Bärbel Höhn 
(GRÜNE, vorne mit Mikrolon) sowie der Landesvorsilzende der Schutzgemeinschafi Deutscher Wald, der lrü- 
here SPD-Abgeordnete Gerd Wendzinski (Mine hinten), überreichten die Preise. Der Präsident verwies darauf. 
bei den Waldjugendspieien 2000 hänen 17000 Schülerinnen und Schüler mitgemacht. Das seien mehr als 700 
Schulklassen -und viel mehr als im Jahr davor. An die rund 130 anwesenden Schülerinnen und Schillerge- 
richrer, stellte Ulrich Schmidt lest: .Ihr seid begeisterte Urnwelrschützec Das habt ihr mit eurer Teilnahme an 
den Waidjugendspieien gezeigr." Der Wald sei nicht mehr gesund. Er brauche Hilfe. .Ihr seid mit gutem Beispiel 
vorangegangen.' Waldjugendspiele finden seit rund 25 Jahren meist im September und Oktober eines Jahres 
für a b  Schultypen und ~lterssturen vornehmlich aber für die 4. Klassen im Grundschuibereich statt. ,.Den Wald 
erleben und dabei spielerisch wissen und Erfahrungen ZU vermitteln, ist aus pädagogischer sieht besonders 
geeignet, ein positives Naturverständnis in unserer Jugendzu wecken: betont die SDW. Foto: Schälte 

I . . 
C(..(? 

Antrittsbesuch beim Ministerpräsidenten 
Mit seinem Vorsitzenden, dem ehemaligen Justizminister Dr. Roll Krumsiek, machte der neue Vorstand der 
Vereinigung ehemaliger Mitglieder des Landtags NRW am 2. Februar 2007 seinen Antrittsbesuch in der 
Staalskanzlei Dem Ministerpdsidantan wurde die Arbeit der Vereinigung und das Jahresprogramm 2001 vor- 
gestellt. So finden in diesem Jahr statt: eine lnlormationsveranstaltung beim Westdeutschen Rundfunk, eine 
Studienlahrtvom 16. bis 20. Mainach Rheinland-Pfalz mit Teilnahme am Verlassungstag, die Besichtigung ei- 
nes Braunkohleragebau-Beiriebes, ein Vortrag des Ministerprä.sidenten und eine Weihnachtsleier. Der Minis- 
terpräsident zeigte sich erfreut über die Arbeit dar Vereinigung und die Betreuung ehemaliger Kolleginnen 
undKollegen des Parlaments. Das Bildzeigr V. I. Lukas Schaa, Hermann Kampmann, Dr. RollKrumsiek, Minis- 
terpräsident Wolfgang Clement, Herbart Faust, Horst Sommerfeld, Karl-Ernst Srrothmann, Hildegard Matthäus. 
Erika Rothstein, Dr. Fritz Bergmann und Erwin Pfänder 
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Sachverständigenkommission zum Aufbau Ost legt ihren Abschlussbericht vor 

Aktivitäten des Verbindungsbüros (Ost) hatten 
partiell staatliche Funktionen während des Übergangs 

Die Sachverständigenkommission zum Auf- 
bau Ost, die am 25. Februar 2000 vom 
Landtag Nordrhein-Westfalen beauftragt 
worden war. hat ihren Abschlussbericht vor- 
aeleat IDrs. 12i4727J. Der Bericht traat die 
W. 

~berschrift: .~ntersbchung und ~ e w e h n g  
der Hilfen des Landes Nordrhein-Westfalen 
in der ehemaligen DDR unter der besonde- 
ren Berücksichtigung der Arbeit des Ver- 
bindungsbüros Berlin (Ost) im Jahre 1990." 

Die im Zuge eines Bund-Länder-Geflechtes 
von Hilfsmaßnahmen durch Kabinettsbe- ~ ~~ ~ 

schluss vom 23. Januar 1990 beschlossene 
Errichtung eines Verbindungsbüros in Ost- 
Berlin sei nicht zustande gekommen, um 
parteipolitische Zwecke zu verfolgen, son- 
dern habe als Kontaktstelle für Firmen und 
Institutionen aus Nordrhein-Westfalen ge- 
dient, die Gesprächs- und Kooperations- 
Partner in der ehemaligen DDR suchten. Zu 
diesem zentralen Ergebnis kommt die 
Sachverständigenkommission zum Aufbau 
Ost in ihrem am 24. Januar 2001 vorgeleg- 
ten Abschlussbericht. Die Expertenkommis- 
sion unter Vorsitz von Staatsminister a. D. Dr. 
Diether Posser konnte nach Auswertung der 
mündlichen Anhörungen und schriftlichen 
Anfragen keine einseitige vorsätzliche Be- 
vorzugung einer Partei durch das im Wege 
eines Geschäftsbesorgungsvertrages mit 
der WestLB eingerichtete Verbindungsbüro 
feststellen. Auch der Vorwurf, die WestLB 
habe die brandenburgische SPD im Wahl- 
kampf 1990 unterstützt, sei nach Ansicht 
der drei Wissenschaftier und der drei weite- 
ren von den Landtagsfraktionen berufenen 
Kommissionsmitglieder nicht haltbar. Zu- 
rückgewiesen wurde darüber hinaus die 
Behauptung, das Verbindungsbüro sei be- 
teiligt gewesen an der Verbringung von 
Unterlagen des Ministeriums für Staatssi- 
cherheit (MfS) nach Nordrhein-Westfalen 
und die Unterdrückung entsprechender Da- 
ten. Standessen sei-festgestellt worden. 
dass Magnetbänder des MfS mit Gehaltsl~s- 
ten der hauotamtlfchen Mitarbeiter des MfS 
im Zuge de; Amtshilfe für die Volkskammer 
zum Landesamt für Datenverarbeitung und 
Statistik in Düsseldorf gebracht worden 
seien, weil damals nur dort die technischen 
Voraussetzunaen zur Lesbarmachunp die- 
ser ~agnetbäider gegeben gewesen Gien. 
Das Verbindungsbüro sei an diesen Vorgän- 
gen nicht beteiligt gewesen. und die einge- 
setzte Kommission habe auch keine Akten- 
unterdrückung feststellen können. 
Auch nachdem am 1. Dezember 1989 der 
Führungsanspruch der SED aus der Verfas- 
suno aestrichen worden war. hätten weder 
eiginGtändige unabhängige ~ar te ien noch 
demokratisch durch freie Wahlen legitimier- 
te Fraktionen existiert. Vor dem Hintergrund 
dieses zeithistorischen Kontextes müsse 
die Tätigkeit des Verbindungsbüros Berlin 
(Ost) gesehen werden, denn es sei das Ziel 
der Arbeit gewesen, unzweideutig demo- 
kratische Parteien und Gruppierungen im 
Sinne des Grundgesetzes und der werte- 
gebundenen freiheitlich-pluralistischen De- 
mokratie zu unterstützen. Damit sollten 
nach Aussage der Kommission für diese 
neuen politischen Kräfte bessere Start- 

bedingungen bei den in Aussicht stehenden 
freien Wahlen geschaffen werden. 
Die Aktivitäten des Verbindungsbüros hät- 
ten zudem partiell staatliche FunM(onen 
während der Zeit des politischen Uber- 
gangs ersetzt. Bei Wahlen sei dieser staatli- 
che Bereich mit dem parteipolitischen un- 
trennbar miteinander verwoben, denn aus 
der Perspektive „Staat" gehe es bei Wahlen 
um die Rechenschaftslegung der Regie- 
rung, deren Legitimation durch den Wahlakt 
oder die Ablösung durch die Opposition. Die 
Kommission musste sich daher der Frage 
stellen, ob durch die nachgewiesene fachli- 
che Zuarbeit von nordrhein-westfälischen 
Ministerien sowie die Abordnung von Frau 
Tenkhof in das Büro des SPD-Spitzenkandi- 
daten Manfred Stolpe bei der Landtagswahl 
1990 in Brandenburg staatliche Funktionen 
unterstützt worden seien, die Stolpe als 
Wahikandidat wahrgenommen habe, oder 
lediglich die parteipolitischen Funktionen. 
Es sei zu bedenken, so die Expertenkom- 
mission, dass Stolpe zu dem Zeitpunkt der 
Landtagswahl weder Regierungschef noch 
Oppositionsführer gewesen sei und damit 
keine Funktionen ausgeübt habe. die staatli- 
che Unterstützun,g gerechtfertigt hätten. Da 
es diese beiden Amter jedoch vor der Wahl 
noch gar nicht gegeben habe. erscheine 
auch die Anwendung dieses formalen Maß- 
stabes als fragwürdig. .lm Ergebnis bleibt 
festzuhaden, dass aufgrund der Desintegra- 
t.on des oolitischen Svstems der DDR und ~.~~ ~~ ~ 

der Neubildung von Lindernd& Entstehen 
einer Grauzone zwischen parteipolitischer 
und Verwaltungshilfe unvermeidbar war. 

Politische Formationen 

Unter den Bedingungen des politisch-in- . 
stitutionellen Umbruchs, unter denen der 
demokratische politische Prozess neu or- 
ganisiert werden musste, hat das Ver- 
bindungsbüro auch Aufgaben wahrge- 
nommen oder deren Wahrnehmung orga- 
nisiert, die unter Bedingungen eines in- 
takten Parlamentarismus von politischen 
Parteien wahrgenommen werden und im 
Rahmen der staatlichen Parteienfinanzie- 
rung zumindest teilweise aus öffentlichen 
Kassen finanziert werden", heißt es in dem 
Bericht. Für nicht gerechtfertigt hält die 
Kommission jedoch die Finanzierung der 
Tätigkeit von Frau Tenkhof aus öffentlichen 
Mitteln während der Zeit ihrer Abordnung in 
das Buro Stolpe, auch wenn man darin Üei- 
nen vorsätzlichen Versuch sehe. einer Par- 
tei nicht gerechtfertigte Vorteile zu verschaf- 
fen. 
Ausführlich erörtert die Kommission in ih- 
rem Abschlussbericht den Umstand. wes- 
halb die Tätigkeiten des Verbindungsbüros 
von den Bürgerbewegungen so gut wie gar 
nicht wahrgenommen worden seien. Dies 
sei von der Fraktion BUNDNIS 90IDIE GRU- 
NEN bei den Landtagsdebatten zum Thema 
kritisch hinterfragt worden. da doch gerade 
die neu entstandenen politischen Formatio- 
nen durch das Verbindungsbüro Unterstüt- 
zung erfahren sollten. Die Kommission sieht 

die Tatsache. dass es zwischen Verbin- 
dungsbüro und Bürgerbewegungen aus- 
schließlich Informationsgespräche gegeben 
habe, in dem Selbstverständnis dieser poli- 
tischen Gruppierungen begründet. Bei der 
anzustrebenden Staats- und Gesellschafts- 
ordnung seien die Gründer und Sympathi- 
santen des ..Neuen Forums' wie von „De- 
mokratie Jetzt" und weiterer Opposi- 
tionsgruppen des SED-Systems basisde- 
mokratischen Vorstellungen und dem 
"Traum vom Dritten Weg" verhaftet ge- 
blieben. Das .Neue Forum" habe sich nicht 
vom Sozialismus verabschieden oder gar 
den westlichen Kapitalismus übernehmen 
wollen. Vielmehr sollten die "guten, wirklich 
sozialistischen Merkmale der DDR" in ei- 
nem von der Bundesrepublik unabhängi- 
gen, zweiten deutschen Staat weiterentwi- 
ckelt werden. erklärt die Kommission. 
Im Januar 1990 habe das .Neue Forum" die 
Möglichkeit der Errichtung eines de- 
mokratischen Sozialismus weiterhin be- 
fürwortet. "Erneut wurde die tief sitzende 
Aversion gegenüber traditionellen Parteien 
zum Ausdruck gebracht, die, so argumen- 
tierte man, nur die individuellen Initiativen 
lähmen würden und die demokratische Mit- 
wirkung blockierten". heißt es in dem über 
80 Seiten umfassenden Abschlussbericht. 
Auch nach der Entwicklung des "Neuen Fo- 
ru,ms" und anderen Gruppierungen hin zum 
BUNDNIS 90 habe man auf die Unabhän- 
gigkeit des Bündnisses von jeder westdeut- 
schen Partei -einschließlich der westdeut- 
schen GRÜNEN - gepocht. Die Kommis- 
sion zitiert dazu Wolfgang Ullmann. ein 
Gründungsmitglied der Initiative „Demokra- 
tie Jetzt": .,Wir haben keine Partner und sind 
stolz darauf." Es wäre ein .,sonderbares De- 
mokratieverständnis, wenn wir uns von 
bundesdeutschen Polftiitern sagen lassen 
müssten. was wir wollen.' Aus dieser Grund- 
haltung heraus kommt die Kommission zu 
dem Schluss: „Deshalb ist es nicht verwun- 
derlich, dass sich in den Unterlagen des 
Verbindungsbüros und in den Aussagen der 
Mitarbeiter des Büros kaum Angaben über 
die Zusammenarbeit mit den Bürgerbewe- 
gungen und den ostdeutschen GRUNEN 
finden. Dies ist allerdings weniger in der 
Ablehnung des Büros gegenüber diesen 
Bewegungen zu begründen. sondern eher 
im Selbstverständnis dieser Gruppen." 

Junge Forscher ausgezeichnet 
Dr. Anna Skriver und Christoph Heuter M. A. 
erhielten in diesem Jahr das Paul-Clemen- 
Stipendium des Landschaflsverbands 
Rheinland für ihre Doktorarbeiten. Die Dis- 
sertation von Dr. Skriver befasste sich mit 
der Taufkapelle von SL Gereon in Köln und 
der Wechselwirkung zwischen Architektur 
und Farbfassung spätstaufischer Sakralräu- 
me im Rheinland. Christoph Heuter behan- 
delte den rheinisch-westfälischen Industrie- 
Architekten Emil Fahrenkamp. Die Laudatio- 
nes hielt Landtagsabgeordneter Winfried 
Schittges (CDU) als Vorsitzender des Land- 
schaftsverbands, der auch die Stipendien 
überreichte. 
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Drei Wochen Schülerbetriebspraktikum - Begegnungen mit der Politik 

Philipp machte seine Arbeit im Landtag nicht ,umsonstL 
Der knapp 76-jährige Schüler Phiiipp Koib Lektorat konnte ich den Mitarbeitern der der Minister für Städtebau und Wohnen. 
aus Ratingen, der die zehnte Klasse des Pressedokumentation auch beim Scannen Kultur und Sport, Dr. Michael Vesper, den 
Heinrich-Heine-Gymnasiums in Mettmann- der einzelnen Zeitungsseiten, die Artikel ent- Journalisten Rede und Antwort stand. Inter- 
Metzkausen besucht, absolvierte ein drei- hielten, helfen und danach die Artikel am essant dabei war vor allem, dass man die 
wöchiges Praktikum im Landtag. Uber Computer für die Presseschau schneiden. anwesenden Politiker im kleinen Kreis und 
seine Erfahrungen hat er einen Bericht ver- Es war sehr interessant, einmal den kom- aus nächster Nähe mit den Journalisten 
fasst, den "Landtag intern" an dieser Steile pletten Weg der Gestaltung der Presse- diskutieren sehen konnte. was normaler- 
wiedergibt. schau mitzuverfolgen und vor allem dabei weise ja nicht ohne Weiteres möglich ist. 

auch aktiv mitwirken zu können. Somit ge- Während meines Prakiikums in der Land- 
,M 8. Januar bis zum 26. Januar 2001 wann ich einen guten Einblick in die tägli- tagsverwaltung habe ich auch an Führun- 
habe ich ein dreiwöchiges Schülerbetriebs- che Arbeit der Mitarbeiter der Presse- gen des Besucherdienstes teilgenommen. 
praktikum in der Verwaltung des Landtags dokurnentation. Dabei habe ich die Vorbereitungen für den 
Nordrhein-Westfalen im Referat .Offent- Die zweite Station meines Praktikums war Besuch von Schüler- oder aber auch Se- 
lichkeitsarbeit" gemacht. Dabei habe ich „Landtag intern". Dort konnte ich wieder et- niorengruppen verfolgt und die Gruppen 
viele neue Erfahrungen sammeln können was ganz Anderes machen, da ich in die- bei ihrem Besuch durch den Landtag be- 
und auch einen Einblick in den Ablauf der Sem Bereich der Öffentlichkeitsarbeit gleitet. Hierbei fiel mir vor allem auf, dass 
Politik des Landes Nordrhein-Westfalen selbst für die Zeitschrift "Landtag intern" die Mitarbeiter beim Besucherdienst bei 
gewonnen. schreiben durfte. Dabei nahm ich an Aus- unterschiedlichen Zielgruppen auch ganz 
Als ich vor der Wahl eines Praktikumsplat- schusssitzungen und Plenarsitzungen teil, andere Schwerpunkte in ihren Vorträgen 
zes für mein dreiwöchiges Schülerbe- um mich danach an einer schriftlichen Dar- über den Landtag setzen müssen, damit 
triebspraktikum stand, kam mir die Idee, stellung besonders interessanter Tages- sie bei den Zuhörern ankommen und auch 
mein Praktikum beim Landtag Nordrhein- ordnungspunkte zu versuchen. Dazu durfte richtig verstanden werden. 
Westialen zu machen. Ausschlaggebend ich auch die umfangreiche Bibliothek des Mein Schülerbetriebspraktikum bei der 
dafür war vor allem mein politisches Inter- Landtags Nordrhein-Westfalen nutzen, und Landtagsverwaltung war also sehr inter- 
esse. Also bewarb ich mich bei der Land- natürlich standen mir die Mitarbeiter von essant. Da ich überall voll mitarbeiten durf- 
tagsverwaltung, und nur wenige Tage später "Landtag intern" stets mit Rat und Tat zur te und von den Mitarbeitern der Land- 
wurde mir ein Praktikumsplatz in der Ver- Seite. Besonders motivierend dabei war, tagsverwaltung immer behutsam in die Ar- 
waltung des,Landtags Nordrhein-Westfalen dass einige Artikel auch in „Landtag intern" beit eingeführt wurde und sie mir bei Fra- 
im Referat .6ffentlichkeitsarbeitU zugesagt. veröffentlicht wurden und man somit nicht gen oder Problemen gerne weiterhalfen, 
Die erste Station während meines Prakti- „umsonst" gearbeitet hatte. Zudem konnte habe ich einen guten Einblick in die Berufs- 
kums war die Pressedokumentation. Dort ich einen Einblick in das landespolitische welt gewonnen. Dabei habe ich verschiede- 
habe ich erfahren, wie die Presseschau des Geschehen gewinnen und habe in zahlrei- ne Berufsfelder kennen gelernt, wodurch 
Landtags Nordrhein-Westfalen erstellt wird, chen Gesprächen viele Landtagsabgeord- die Zeit sehr schnell verging. Beeindru- 
die vor allem der Information der Abgeord- nete persönlich kennen gelernt. Außerdem ckend war auch die Atmosphäre in dem ar- 
neten dient, da in ihr alle landespolitischen konnte ich während meines Praktikums bei chitektonisch sehr anspruchsvollen Ge- 
Beiträge sowie alle anderen für die Abgeord- „Landtag intern" auch die redaktionellen bäude des Landtags Nordrhein-Westfalen, 
neten relevanten Artikel der regionalen und Vorbereitungen für Ausschusssitzungen vor allem an Tagen, an denen Plenarsitzun- 
auch der überregionalen Zeitungen zu- oder Plenarsitzungen des Landtags miter- gen stanfanden und man somit ständig 
sammengestellt werden. in sehr entspannter leben. Journalisten, Besuchergruppen und natür- 
Atmosphäre konnte ich dort die einzelnen Zum Abschluss meines Aufenthaltes bei lich auch Politikern begegnete. Meine Er- 
Schritte vom Lektorat der Zeitungen bis zur „Landtag intern" nahm ich an einem Termin fahrungen waren also durchweg positiv. So- 
fertigen Presseschau verfolgen. Dabei konn- der Landespressekonferenz zum Thema mit hat sich das Schülerbetriebspraktikum 
te ich beim Lektorat selbst die Zeitungen ..Landesprogramm .Initiative ergreifen' - für mich sehr gelohnt, und die drei Wochen 
nach Artikeln durchsuchen, die ich für die Förderung von Sozial-, Kultur- und Bürger- Praktikum waren für mich eine schöne und 
Abgeordneten für relevant hielt. Nach dem engagement" teil, bei der unter anderem auch gut genutzte Zeit." Philipp Kolb 

Karin Jung lud 
Studenten aus Uljanowsk 
in den Landtag ein 
Russische Studentinnen und Studenten aus 
Uljanowsk in der Russischen Föderation, 
die an der Duisburger Universität studieren, 
haben auf Einladung der SPD-Abgeordne- 
ten Karin Jung. Einblick in die Arbeit des 
nordrhein-westfälischen Landtags bekom- 
men. Auf das Studium in Duisburg werden 
die Studenten im Russisch-~eutschen Insti- 
tut vorbereitet. das der fruhere SPD-Land- . . ~ .  - 

Gasabaeordnete ~el-mut Ku~sk i  mit der 
~katsÜniversität in ~ljanowsk gegründet 
hat. Kupski ist Vorsitzender der Gesellschaft 
zur Förderung der Beziehungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Russland (Deutsch-Russische 
Gesellschaft) mit Sitz in Krefeld. Dem Vor- 
stand gehören ferner der frühere Rektor der 
Gerhard-Mercator-UniversitätIGesamt- 
hochschule Duisburg, Professor Dr. Gernot 
Born als stellvertretender Vorsitzender so- 
wie Helmer Raitz von Frentz und Klaus 
Schilbach an. 

Der britische Generalkonsul in Nordrhein-Wesffalen, Boyd McClearj (1.). hat dem Landtag einen Anlrinsbe- 
such abgestattet und ist von Landfagspriisidenl Ulrich Schmidt (r.) empfangen worden. Foto: Schälle 








